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FEINDBILD KOHLE

Mit Klimaschutz lässt sich gar trefflich Stimmung beim The-
ma Stromerzeugung durch die Kohle machen. Wer will kein 
gutes Klima? Kohlekraftwerke haben es aktuell schwer. Sie 
wurden in die Defensive gedrängt und sind im Jargon fun-
damentalistisch geprägter Klimaretter „Dreckschleudern“, 
Klimakiller und Luftverpester, die lieber heute als morgen 
stillgelegt werden müssten. Ganze Heerscharen waren ge-
rade jetzt im Umfeld der Bonner Klimakonferenz 2017 da-
mit beschäftigt, zum Teil mit Halb- und Unwahrheiten die 
Kohle zu verteufeln. Gut vernetzt, machen Organisationen 
wie Urgewalt, Greenpeace, DUH, Agora Energiewende oder 
das Online-Magazin Klimaretter – um nur wenige zu nen-
nen – medienwirksam Stimmung, wobei sich der Betroffen-
heitsjournalismus in vielen Medien zum Steigbügelhalter 
der genannten Institutionen macht. Man recherchiert und 
überprüft nicht mehr – man übernimmt einfach die Thesen 
der Kohlegegner.

Die Anfeindungen der heutigen Zeit hat die Kohle nicht ver-
dient! Darüber sollten die Gegner nachdenken. Die Kohle, 
der Stahl und das Eisenbahnwesen waren die Vorausset-
zung eines im 19. Jahrhundert einsetzenden prosperieren-
den Aufschwungs in Deutschland. Der Bergbau gehörte 
auch nach dem 2. Weltkrieg zu den bedeutendsten Wirt-
schaftszweigen. Noch 1957 beschäftigte die Kohle 607.300 
Menschen in Deutschland! Bei dieser Gelegenheit darf auch 
erwähnt werden, dass der Rohstoff Kohle – und ohne Kohle 
kein Stahl – zur Basis für das einsetzende Wirtschaftswun-
der wurde. Viele ältere Bürger erinnern sich daran, dass nur 
die „gefringste“ Kohle, egal wo die riesigen Kohlezüge (übri-
gens mit Dampflokomotiven auf der Basis Kohle) ankamen, 
ein Überleben vor dem Erfrieren zwischen dem Dezember 
1946 und dem März 1947 ermöglichte. Es war eine der käl-
testen Epochen Deutschlands. Der vielleicht größte deut-
sche Kardinal, der Kölner Erzbischof Josef Frings, erlaubte in 
seiner berühmten Silvesterpredigt 1946 den Menschen aus-
drücklich das Stehlen von Kohle, wenn nur so das Überleben 
gesichert werden könne. Das Wort „Fringsen“ war geboren. 
Die Kohle sorgte auch für die so dringend benötigte Strom-
versorgung. Kein Mensch wäre auf die Idee gekommen, die 
Kohle, die zurecht als „schwarzes Gold“ bezeichnet wurde, 
in Misskredit zu bringen.

Im vorliegenden Themenspecial Kohle als Energieträger 
wird in mehreren Beiträgen begründet, weshalb die Kohle 
auch heute noch bei modernsten Technologien ihre Berech-
tigung hat. Sie wird noch lange als eine „Übergangstech-
nologie“ auch im Interesse der Energiewende eine wichti-
ge Rolle spielen müssen. Denn wenn diese je funktionieren 
soll, werden Ausgleichs- und Reservekapazitäten benötigt. 
Im Übrigen sorgt die Kohle nicht nur für eine preiswerte und 
gesicherte Stromversorgung; sie leistet auch einen unver-
zichtbaren Beitrag für den Wärmemarkt durch die Fernwär-
me auch für unsere Wohnungen. Viele Ballungsräume sind 
ohne Fernwärme nicht mehr denkbar. G.Spahn
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ZUKUNFT ODER AUSLAUFMODELL

Kohlekraftwerke in der 
Polarisierung

Das vorliegende Themenma-
gazin greift ein wirtschafts-
politisches bzw. energiewirt-
schaftliches Thema mit einer 

aktuell hohen Brisanz auf! Haben Koh-
lekraftwerke noch eine Zukunft oder 
gehören sie als Auslaufmodell tatsäch-
lich zum „alten Eisen“ ? Diese gewiss 
spannende Frage kann nicht pauschal 
beantwortet werden, denn je nach In-
teressenslage und Land gibt es leiden-
schaftliche Argumente für das „pro und 
contra“. Die ASEAN-Staaten z.B. sehen 
die Kohle und deren Verstromung noch 
für sehr lange Zeiten positiv und ver-
einbar mit den klimapolitischen Zielen 
und somit völlig konträr etwa zu den 

Beurteilungen deutscher Nichtregie-
rungsorganisationen und Medien.

In Deutschland erleben wir eine kommuni-
kative Welle mit der Ablehnung der Kohle 
allgemein. Konkret wird die Stromerzeu-
gung mit Kohlekraftwerken kritisiert. Ener-
giefragen werden mit dem Klimawandel 
(egal ob menschenbeeinflusst oder nicht) 
in Zusammenhang gebracht und oft auch 
mit Naturkatastrophen bzw. Wettereska-
paden ausgespielt. Einflussreiche Nichtre-
gierungsorganisationen machen mächtig 
Stimmung und zwingen Länder zu einem 
oft realitätsfernen Aktionismus. Und tat-
sächlich sind bereits erste große Unter-
nehmen vor dem starken Gegenwind ein-

geknickt. So forderte ausgerechnet die 
Siemens AG, die jahrzehntelang mit dem 
Bau von Kohlekraftwerken viel Geld ver-
diente, in einem Lobby-Papier im Umfeld 
der Sondierungsgespräche für eine Jamai-
ka-Koalition den Ausstieg aus der Kohle 
– eine Steilvorlage für auch ideologische 
Gegner der Kohle. Eon-Chef Johannes 
Teyssen splittete schon vorher die konven-
tionelle Erzeugung u.a. mit Kohlekraftwer-
ken in die heute eigene Gesellschaft Uniper 
ab und jüngst hat Uniper-Chef Schäfer 
in einem Zeitungsinterview erstmals der 
Kohle die allerdings langfristige Zukunft 
zumindest in Europa abgesprochen. Es sei 
nicht „das Ob, sondern das Wie des Kohle-
ausstieges entscheidend“, meinte Schäfer.

Stunde der Wahr-
heit kommt 2023

Vor dem Hintergrund all dieser Diskus-
sionsbeiträge forderte der IG BCE-Chef 
Michael Vassiliadis mehr Realitätssinn in 
der Energiepolitik und kein Einknicken vor 
geschürten Emotionen. Ein Industrieland 
wie Deutschland brauche bei jedem Wet-
ter verlässlich und günstig Strom. Der Ge-
werkschaftschef ist keineswegs gegen die 
Energiewende, aber diese müsse in einem 
vernünftigen Zeitrahmen erfolgen. Die Po-
litik müsse endlich klare Leitlinien setzen 
(siehe auch den Beitrag „Energiepolitische 
Glaubenskriege um die Kohle“ auf Seite 18 
dieser Ausgabe). Auch müsse die soziale 
Komponente und der wirtschaftspolitische 
Stellenwert im Gesamtzusammenhang der 
Kohle gesehen werden. Immer noch sichert 
die Kohle und deren Verstromung viele Ar-
beitsplätze und insofern würde man sich 
in einer Region wie die Lausitz weigern, 

In diesem Jahr geht eine stolze und mehr als 200-jährige Industriegeschichte 
der deutschen Steinkohlenförderung zu Ende, eine Epoche auch, die Deutsch-
land insbesondere nach dem 2. Weltkrieg wieder zur wirtschaftlichen Bedeu-
tung verholfen hat. Doch die Kohle leistet weiterhin zuverlässig ihren Beitrag 
für eine sichere unterbrechungsfreie Stromversorgung. Die Kohle ist noch 
lange kein Auslaufmodell und nimmt im weltweiten Maßstab sogar noch an 
Bedeutung zu. © Pixabay
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DIE DEMAGOGIE VON DEN „DRECKSCHLEUDERN“

Formen der Hysterie
> Sven Skoglund

Die derzeitigen Angriffe deut-
scher Umweltaktivisten ge-
gen Kohlekraftwerke hatten 
rechtzeitig zum Beginn der 

23. UN-Klimakonferenz hysterische 
Ausmaße angenommen. Die Begriffe 
Dreckschleudern und Klimavergifter 
gehören fast noch zu den harmloseren 
Bezeichnungen für die Kohleverstro-
mung. Grotesker sind die angeblichen 
Todesfälle durch Feinstaub, die den 
Kohlekraftwerken medienwirksam an-
gelastet werden. Die Angaben beru-
hen auf „Studien“ und theoretischen 
Hochrechnungen – doch zehn Studien 
bringen zehn verschiedene Aussagen 

über die Anzahl der Toten! Was soll 
man von derartigen „Analysen“ halten? 
Ähnlich verhalten sich übrigens Studi-
en zu den Auswirkungen beim Rauchen 
oder Konsum von Alkohol. Grau ist aber 
auch beim Feinstaub, Rauchen oder Al-
koholgenuss alle Theorie. Es gibt keine 
ärztlichen Totenscheine, bei denen als 
Ursache des Ablebens die Stromer-
zeugung durch Kohlekraftwerke oder 
Rauch- oder Alkoholkonsum angege-
ben wurde … Was von angeblich seri- 
ösen wissenschaftlichen Betrachtun-
gen zu halten ist, hat man bereits bei 
völlig falschen Bewertungen des IPCC 
zum angeblichen totalen Abschmelzen 
der Himalaya-Gletscher feststellen 
können. Immerhin hat man sich – als 

der Unsinn aufflog – entschuldigt. Man 
habe sich um eine Kommastelle geirrt. 
So einfach ist dies!

Wer die vielen teilweise hysterischen Sze-
narien ideologischer und selbsternannter 
Klimaschützer liest, könnte den Eindruck 
haben, als ob die Rettung unseres Plane-
ten weitgehend von Deutschland abhänge. 
Getan wird so, als ob Deutschland mit der 
Kohleverstromung die Zukunft gefährde. 
Aber am deutschen Wesen kann das Kli-
ma nicht genesen! Von den derzeit – 2016 
– weltweiten 35 Milliarden Tonnen Kohlen-
stoffdioxid (CO

2) entfallen auf Deutsch-
land gerade einmal 2,2%. Die größten CO2 

Verursacher sind China mit 10.354 Millio-
nen Tonnen bzw. 29,6%, die USA mit 5.414 

Die Braunkohle hat vor „Ort“ – bei den Menschen in der Lausitz – überwiegend auch als Wirtschafts- und Beschäfti-
gungsfaktor eine hohe Zustimmung. Im Bild das Kraftwerk Jänschwalde. © Leag

bei der Kohle von einem Auslaufmodell zu 
sprechen.

Für Dr. Markus Binder, Finanzvorstand der 
LEAG (Lausitz Energie AG und Lausitz Berg-
bau AG) und davor sieben Jahre Vorstands-
mitglied bei der Grosskraftwerk Mannheim 
AG, ist der Ausstieg aus der Kohle schlicht 
für die nächsten Jahrzehnte Unsinn. Die 
Stunde der Wahrheit ist nur noch wenige 
Jahre entfernt. Dann droht nämlich 2022 
mit dem Abschalten der letzten Atommei-
ler ein Versorgungsengpass. Dann reiche 
auch eine rechnerische gesicherte Leistung 
mit regenerativen Energien nicht aus, um 
den tatsächlichen deutschen Stromver-
brauch permanent zu garantieren.

8.760 Stunden

Die Rechnung ist plausibel: „Das Jahr hat 
8760 Stunden, die Sonne scheint aber in 
Deutschland durchschnittlich nur 800 
Stunden und der Wind weht in nutzbaren 
Stärken 2000 Stunden. Das macht eine Art 
Backup notwendig“, argumentiert Binder. 
Es nützt nichts, wenn in bestimmten Situ-
ationen und Tagen die regenerative Strom-
menge für eine hundertprozentige Versor-
gung ausreicht und dann an anderen Tagen 
infolge einer niedrigen Einspeisung von 
„grünem Strom“ der gegenteilige Effekt 
durch zu wenig Sonne und Wind eintritt. 
Solange großtechnisch Strom nicht gespei-
chert (Pumpspeicher abgesehen) werden 

kann, werden konventionelle Kraftwerke, 
seien sie mit Kohle oder Gas befeuert, be-
nötigt.

Ein Auslaufmodell ist die Kohleverstro-
mung nur, wenn es – wie leider in Deutsch-
land - an politischer und gesellschaftlicher 
Akzeptanz für die Umsetzung der Geneh-
migungsverfahren für Kohlekraftwerke 
fehlt. Die Politik, aber auch die Unterneh-
men der Energiewirtschaft, dürfen daher 
vor temporären Zeiterscheinungen nicht 
einknicken. Es darf nicht der Fehler beim 
Atomausstieg wiederholt werden. Allzu 
lange hat sich die Wirtschaft passiv verhal-
ten und auf die Politik gesetzt.

Beispiel Polen

In unserem östlichen Nachbarland Polen 
(siehe hierzu den Beitrag „Polnische Koh-
lekraftwerke der Superlative“ in diesem 
Themen-Magazin) will man von einem 
Kohleausstieg nichts wissen. Derzeit ent-
stehen dort, zum Teil unmittelbar hinter 
der deutsch-polnischen Grenze, mo-
dernste und umweltfreundliche Kohle-
kraftwerke mit einer hohen Effizienz. Von 
einem „Auslaufmodell“ also keine Spur! 
Das Land ist der fünftgrößte Braunkoh-
leförderer. Bei der Steinkohle belegt das 
Land als Förderer weltweit den zehnten 
Rang. Die regierende polnische Partei PiS 
(Recht und Gerechtigkeit) forciert sogar 
noch den Ausbau der Kohle. Derzeit be-

finden sich fünf neue Kohlekraftwerke 
im Bau. Eine Abkehr von der derzeitigen 
Energiepolitik mit dem hohen Stellen-
wert der Kohle ist nicht in Sicht.

Ein wichtiges Indiz für die auch weltweite 
Bedeutung der Kohle in der Energiewirt-
schaft ist der Welthandel mit der Steinkoh-
le sowie die globale Steinkohleförderung. 
Die Steinkohleförderung stiegt 2017 um 
2% auf 6,9 Milliarden Tonnen, während 
der weltweite Handel um 1,5% auf 1.140 
Millionen Tonnen anstieg. Der Anstieg des 
Welthandels mit der Steinkohle ist auf die 
wachsende Nachfrage in den ASEAN-Staa-
ten zurückzuführen. Der Bau moderner 
Steinkohlekraftwerke und auch eine wach-
sende Stahlproduktion lösen eine zusätzli-
che Nachfrage nach Koks- und Kesselkohle 
aus.

Beispiel 
Bangladesch

Bangladesch, ein ASEAN-Land nordöstlich 
vom indischen Kalkutta, ist nur ca. zwei-
mal so groß wie Bayern, hat aber mit 165 
Millionen Einwohnern etwa die zweifache 
Anzahl der Einwohner Deutschlands. Trotz 
enormer internationaler Anstrengungen 
für die wirtschaftliche Entwicklung des 
Landes, gehört Bangladesch zu den ärms-
ten Ländern der Welt. In den ländlichen 
Regionen haben lediglich ca. 42% der Ein-
wohner Zugriff zur elektrischen Energie. 
Ohne den Ausbau der Elektrizitätsversor-
gung wird Bangladesch den wirtschaftli-
chen Aufholprozess nicht gewinnen. An 
nennenswerten Bodenschätzen stehen le-
diglich Kohle und Gas zur Verfügung.

Jetzt sind u.a. mit Hilfe der indischen Na-
tional Thermal Power Corporation (NTPC) 
einige größere Kohlekraftwerke in der Ent-
stehungsphase, um bis 2021 das ehrgeizige 
Ziel, alle Einwohner des Landes mit Strom 
zu versorgen, zu erreichen.

Ob die Kohle weltweit Zukunft hat oder ein 
Auslaufmodell darstellt, kann nicht pau-
schal beantwortet werden. In vielen Län-
dern wird sie noch für Generationen eine 
wichtige Rolle spielen.

Solange überschüssiger Strom nicht optimal gespeichert werden kann – eine 
Möglichkeit wären Pumpspeicherkraftwerke, denen aber ebenfalls die Akzep-
tanz abgesprochen wird –, kann die Energiewirtschaft auch in Zeiten der Ener-
giewende auf konventionelle Kraftwerke nicht verzichten. © Vattenfall
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Millionen Tonnen (15,5%) vor Indien, Russ-
land und Japan.

Klimaeskapaden sind – mit oder ohne Koh-
lekraftwerke – nicht neu. Wirbelstürme, 
Gletscherabbrüche (Allalingletscher in der 
Schweiz im Jahr 1965 mit 86 Todesopfern), 
Überschwemmungen und Sturmfluten gab 
es schon immer. Der Unterschied zu heu-
te liegt lediglich in unserer schnellen Me-
diengesellschaft u.a. durch das Internet. 
Katastrophen werden blitzschnell weltum-
spannend bekannt und gleichzeitig medi-
engierig plakativ dargestellt. Auch die Häu-
figkeit der Katastrophen war in früheren 
Zeiten keineswegs geringer. In den Winter-
monaten Januar/Februar des Jahres 1784 
wurde z.B. die Gegend am Oberrhein von 
verheerenden Überschwemmungen heim-
gesucht, am 5. Januar blühten gar die Man-
delbäume; ein Jahr vorher – 1783 – senkten 
sich die Meeresufer in Sizilien und Kalabri-
en. Und zwischen Norwegen und Grönland 
entstand durch Naturerscheinungen eine 
neue Insel. Dies sind nur wenige Beispiele. 
Dies alles ohne Autos und ohne Kohlekraft-
werke.

Angst und  
Apokalypse

Die Angst vor der in zahlreichen Medien be-
schworenen Apokalypse ist traditionell bei 

den Deutschen sehr ausgeprägt. Mit Schre-
ckensbotschaften wird die Bevölkerung 
seit Jahrzehnten beeinflusst. Bereits vor 
über 30 Jahren machte der „Spiegel“ am 11. 
August 1986 (!) mit einer Titelgeschichte 
„Die Klima-Katastrophe“ auf und setzte im 
Titel-Cover den Kölner Dom in ein Wasser-
meer. Land unter! 2004 beschäftigte sich 
der Film „The Day After Tomorrow“ mit der 
globalen Erwärmung der Erde. Die drama-
tischen Szenarien sind natürlich nicht ein-
getreten. Auch der inzwischen verstorbene 
Forstwissenschaftler Bernhard Ulrich ver-
öffentlichte bereits 1981 eine Studie, die 

das großflächige Waldsterben in Deutsch-
land in den nächsten zwanzig Jahren prog-
nostizierte. Waldsterben haben wir auf der 
Erde in der Tat – aber nicht durch deutsche 
Emissionen der Kraftwerke, sondern durch 
Brandrodung von Regenwäldern z.B. in Bra-
silien und Indonesien.

Das Ausmaß der für die Flächengewin-
nung angezettelten Brände verursachte 
dichte Rauchwolken über riesige Flächen 
Brasiliens und setzte über 500 Millio-
nen Tonnen Kohlendioxid frei (Quelle: 
Dr. Andrea Flemmer im Buch „Apotheke 
Regenwald“). Nachdem der Höhepunkt 
des Brandrodens schon überwunden 
schien, wurden nach einem Bericht der 
„Frankfurter Rundschau“ vom 5.8.2017 
im vergangenen Jahr 2016 bereits wie-
der in Brasilien 8000 qkm oder 50% der 
Fläche Thüringens gerodet. Ähnliche Ent-
wicklungen gab und gibt es in Indonesien. 
Brandrodungen sind zwar in Indonesien 
verboten, doch immer wieder gibt es das 
heimliche Feuerlegen, um Platz für Palm- 
ölplantagen zu schaffen. So sollen nach 
einem Bericht des Magazins „Environ-
mental Research Letters“ 2015 durch 
Waldrodungen in Indonesien Treibhaus-
gase ausgestoßen worden sein, die die 
jährliche Gesamtmenge in Deutschland 
übertrafen. Dies nur an die Adresse derer, 
die mit dem Abschalten deutscher Kohle-
kraftwerke die Welt retten wollen.

2002 war der westlich von Köln liegende RWE-Standort Niederaußem mit dem 
neuen Block BoA (Optimierte Anlagentechnik) das weltweit modernste Braun-
kohlekraftwerk der Welt. © RWE

Das Steag-Steinkohlekraftwerk Duisburg-Walsum erzeugt mit modernster 
Technik Strom, Fernwärme und Prozessdampf für die Industrie. © Steag

 Wasser - 3,2 (2,9) %

Struktur der Stromerzeugung in Deutschland 2016 AGEB
AG Energiebilanzen e.V.

Kernenergie - 13,1 (14,2) %

Braunkohle - 23,1 (23,9) %

Wind - 12,1 (12,3) %

Erdgas - 12,4 (9,6) %

Sonstige - 5,2  (5,1) %

Steinkohle - 17,2 (18,2) %

Sonst. Erneuerbare - 0,9 (0,9) %

 Photovoltaik - 5,9 (6,0) %

Biomasse - 6,9 (6,9) %

KRAFTWERKE-PAPIER DER GRÜNEN

Unrealistische Vorstellungen

Grüne Szenarien mögen im 
Umfeld der Klimadiskussi-
onen populär erscheinen, 
realistisch sind sie nicht! 

Eigentlich genügt ein Blick auf die An-
teile (siehe Grafik) der Energieträger, 
um festzustellen, dass trotz starkem 
Ausbau der Erneuerbaren auf die kon-
ventionelle Stromerzeugung auf abseh-
bare Zeit nicht verzichtet werden kann. 
Nach dem Ausstieg aus der Kernenergie 
(derzeit noch mit ca. 13% an der deut-
schen Stromerzeugung beteiligt), kann 
eine zweite Energiewende, weg von der 
Kohleverstromung, nicht problemlos 
bewältigt werden. Wenn 2022 die letz-
ten Kernkraftwerke abgeschaltet wer-
den, stellt sich verschärfend das Prob-
lem der Versorgungssicherheit.

Nicht nur in Deutschland ist sich die Fach-
welt einig, dass konventionelle Kraftwerke 
noch länger gebraucht werden. Im Nach-
barland Polen entstehen z.B. derzeit mo-
dernste Kohlekraftwerke. Die Stromnach-
frage muss bei jeder Wetterlage gesichert 
sein. Deshalb sind Backup-Lösungen mit 
konventionellen Kraftwerken unverzicht-
bar, zumal Stromspeicher wie Pumpspei-
cher-Kraftwerke heutzutage leider nicht 
mehr realisierbar sind, wie aktuell das Pro-
jekt Atdorf/Schluchseewerk zeigt.

Bei der Bewertung der Kohlekraftwerke 

darf nicht vergessen werden, dass sie zum 
Teil wichtige Beiträge im Wärmemarkt 
leisten. Dies gilt auch für die Braunkohle-
kraftwerke. So tragen die LEAG-Kraftwer-
ke Jänschwalde, Schwarze Pumpe, Boxberg 
und Lippendorf/Leipzig zur Wärmeversor-
gung in Haushaltungen und kommunalen 
Einrichtungen wie Krankenhäuser, Schulen 
und Ämter bei.

Auch der modernste Steinkohleblock 9 
beim Grosskraftwerk Mannheim erzeugt 

neben Strom Fernwärme in Kraft-Wär-
me-Kopplung; die dort produzierte Fern-
wärme erspart jährlich 300.000 Tonnen 
CO2. In München, mit einem der größten 
deutschen Fernwärmenetze, kann auf 
das mit Steinkohle befeuerte HKW Mün-
chen Nord auf längere Zeit nicht verzich-
tet werden, wenn die Einwohner im Win-
ter nicht frieren wollen. Plakative Parolen 
zum Ausstieg aus der Kohleverstromung 
sind kein Beitrag einer verantwortlichen 
Energiepolitik.

Fortsetzung von Seite 4:

Sowohl die Kohle als Rohstoff, als auch die 
Strom- und Wärmeproduktion durch Koh-
lekraftwerke sind für die weltweite Ener-
gieversorgung unentbehrlich! 2016 wurden 
global 7,5 Milliarden Tonnen Kohle (Stein- 
und Braunkohle) gefördert. Die wichtigsten 
Förderländer waren China, die USA, Indien, 
Australien, Indonesien, Russland, Südafrika 
und Kasachstan. Die größten Verbraucher 
sind China, Indien, die USA und Russland 

sowie Japan. Weltweit hat die Kohle mit 
einem Anteil von 38% an der Stromversor-
gung den ersten Platz.

So wies wiederholt der Bundesverband 
der deutschen Energie- und Wasserwirt-
schaft (BDEW) darauf hin, dass konven-
tionelle Kraftwerke dringend gebraucht 
werden. Kohlekraftwerke seien nicht 
Gegner, sondern unverzichtbarer Partner 
der erneuerbaren Energien, nämlich im-
mer dann, wenn die Stromerzeugung aus 

erneuerbaren Energien wie Wind oder 
Photovoltaik nicht gewährleistet ist. Dies 
ist oft der Fall und nachts scheint keine 
Sonne! 

Die Demagogie von den „Dreckschleudern 
Kohlekraftwerke“ mag vielleicht ideolo-
gisch seine Wirkung haben, realistisch ist 
sie nicht. Dies werden die Bürger spätes-
tens dann merken, wenn die sichere Strom- 
und Fernwärmeversorgung in ihren Woh-
nungen keineswegs mehr gesichert ist.
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UNTERSCHÄTZTE ENERGIEVERSORGUNGSSICHERHEIT

Lebensader Elektrizität

Die deutsche Energiepolitik 
war immer von den Anfor-
derungen an das Zieldreieck 
mit den drei Kriterien Ver-

sorgungs-Sicherheit, Umwelt- und Kli-
maschutz sowie Wirtschaftlichkeit ge-
prägt. Alle drei Anforderungen hatten 
– und dies sollte auch künftig weiterhin 
so sein – einen hohen und weitgehend 
gleichwertigen Stellenwert. Dennoch 
haben sich in der öffentlichen Wahr-
nehmung die Gewichte in Richtung 
Umwelt, insbesondere mit dem damit 
verbundenen Klimaschutz, verschoben. 
So begrüßenswert die Betonung Um-
welt- und Klimaschutz in der Energie-
wirtschaft ist, so bedenklich wäre es, 
die jederzeitige unterbrechungsfreie 
Versorgungssicherheit in der Stromer-
zeugung zu unterschätzen. Genau dies 
aber geschieht derzeit.

Die gesicherte Versorgung mit Elektrizi-
tät ist aber nicht nur für die Wirtschaft 
ein Produktionsfaktor. Die Erzeugung von 

Elektrizität ist die entscheidende Voraus-
setzung für eine funktionierende Volks-
wirtschaft, denn ohne gesicherte und je-
derzeit zur Verfügung stehende Energie 
läuft buchstäblich nichts!  Strom erleuch-
tet nicht nur unsere Wohnungen und Stra-
ßen; elektrische Energie treibt die Anlagen 
und Maschinen in den Fabriken ebenso 
an, wie in den Privathaushaltungen die 
Waschmaschinen, Kühlschränke, Elektro-
herde, Küchen- und Kaffeemaschinen bis 
hin zu den elektrischen Zahnbürsten. Ohne 
Strom keine Kommunikation, kein Internet 
und auch keine geordnete Infrastruktur, die 
– Beispiele Eisenbahnen, öffentlich-recht-
licher Nahverkehr, Verkehrsampeln, Auf-
züge, Operationssäle – ohne Elektrizität 
zusammenbrechen würde.

Kein Spielball

Energie, insbesondere ihre Versorgungssi-
cherheit, darf daher nicht zum Spielball der 

Politik und der oft ideologisch geprägten 
Umwelt- und Klimaaktivisten werden! Die 
Energieversorgung muss nicht nur sauber 
sein; sie muss bezahlbar bleiben und jeder-
zeit sicher zur Verfügung stehen. Blackouts 
etwa in New York haben immer wieder 
gezeigt, wie wichtig eine funktionieren-
de Energieversorgung mit Strom ist. Die 
regenerativen Energien, insbesondere die 
Windkraft und Photovoltaik, sind von der 
Natur abhängig. Großtechnische Speicher-
technologien stehen für eine umfassende 
Absicherung der regenerativen Stromer-
zeugung noch nicht zur Verfügung.

Deshalb ist es zwingend im Interesse der 
Energieversorgungssicherheit – insbeson-
dere wenn in wenigen Jahren die restlichen 
Kernkraftwerke vom Netz genommen wer-
den – erforderlich, konventionelle Kraft-
werkskapazitäten auf der Basis Kohle und 
Gas aufrechtzuerhalten. Hinzu kommt die 
leider vernachlässigt diskutierte Frage der 
nationalen Sicherheit mit der Belieferung 
mit Brennstoffen. Wenn im nächsten Jahr 
der traditionsreiche deutsche Steinkohle-
bergbau die Förderung einstellt, bleibt als 
nennenswerte nationale Energiereserve für 
Krisenzeiten lediglich die Braunkohle.

Strategische 
Bedeutung

Sie ist der einzige deutsche Energieträger, 
der auch langfristig sicher und wirtschaft-
lich bereitgestellt werden kann. Schon aus 
diesen Gründen ist es geradezu ein politi-
sches Erfordernis, aus sicherheitsstrate-
gischen Gründen an der Braunkohle und 
den innovativen und mit einer umwelt-
gerechten Technik versehenen Braunkoh-
lekraftwerken festzuhalten. Modernste 
Steinkohle- oder Braunkohlekraftwerke 
der neuesten Generation sind längst High-
tech-Anlagen pur.

Das Kraftwerk „Schwarze Pumpe“ (Spremberg) wurde 1998 in Betrieb ge-
nommen. Das Projekt gehörte nach der Wiedervereinigung zu den Großinves-
titionen in Mitteldeutschland. © Leag

SOZIALE VERWERFUNGEN BEIM AUSSTIEG AUS DER KOHLE:

Das Beispiel Braunkohle 
in der Lausitz

> Dr. Lothar Müller / Günter Spahn

Die Lausitz umfasst mit ca. 
13.000 qkm die südlichen 
Teile Brandenburgs sowie 
als Grenzgebiet zu Polen 

auch die östlichen Gebiete  Sachsens. 
Seit der Energiewende und der intran-
sigenten Stimmung vieler ideologisch 
geprägter Klimaaktivisten gegen die 
vermeintlich „dreckige“ Kohle (der Jar-
gon ist leider gängiger Sprachgebrauch 
der Grünen in ihrem Parteiprogramm) 

hat die Lausitz als ein Zentrum der 
Braunkohle in weiten Teilen außerhalb 
Mitteldeutschlands einen negativen 
Beigeschmack – vergleichbar mit dem 
Ruhrgebiet in den 50er und 60er Jahren 
– erhalten. Doch sowohl das südliche 
Ruhrgebiet als auch die Lausitz sind at-
traktive Landschaften mit zahlreichen 
touristischen Highlights. In der Nieder-

lausitz z.B. durch den Spreewald, und 
in der Oberlausitz zählen die beeindru-
ckenden Felsformationen des Zittauer 
Gebirges zu den großen Attraktionen 
des Tourismus. Nicht zu vergessen ist 
das bereits realisierte und weiter ent-
stehende Lausitzer Seenland (Flutung 
ehemaliger Braunkohletagebaue), das 
inzwischen zu den beliebtesten Ur-
laubs- und Freizeitlandschaften zwi-
schen Berlin und Dresden gehört.

Aber richtig ist auch, dass sich die Lausitz 

bereits in der wilhelminischen Kaiserzeit 
zu den traditionsreichen Industrieregionen 
mit dem heute verbliebenen Fundament 
Braunkohlebergbau und Energiewirtschaft 
entwickelte. Einen hohen Stellenwert hatte 
neben der Braunkohle z.B. auch die Textil-
industrie. Im Energiebereich wurden kurz 
vor der Wiedervereinigung  mit 65.000 Be-
schäftigten 200 Millionen Tonnen Braun-

kohle gefördert. Heute sind es nach dem 
Strukturwandel noch 55 Millionen Tonnen. 
Nach der Wende wurde der Kraftwerkspark 
in der Lausitz komplett erneuert. Es ent-
standen Hightech-Anlagen mit höchsten 
Umweltstandards mit den neuen Blöcken 
Q und R in Boxberg sowie in Spremberg 
(Schwarze Pumpe). Es waren gewaltige 
Investitionen auch als Motor für die Um-
strukturierung aller neuen Bundesländer! 
Doch leider wurde die Energiewirtschaft 
recht bald zum ideologischen Tummelplatz 
der Politik. Noch aber war das energiepoli-
tische Reizwort die Kernenergie. Nach dem 
Ausstieg aus der Kernenergie und der po-
litisch erfolgten Energiewende, wurde die 
Kohle relativ rasch, ideologisch getrieben, 
zum neuen Feind der Umwelt und des Kli-
mas erklärt. Darüber berichten wir in meh-
reren Beiträgen in diesem Themenspecial.

Gefordert wird heute insbesondere durch 
die Grünen – aber auch durch andere fun-
damentalistisch interessierte Kreise – der 
komplette Ausstieg aus der Kohle. Dieser 
soll offensichtlich möglichst rasch und un-
realistisch erfolgen, obwohl immer noch 
nicht eine funktionierende Alternative zur 
konventionellen Stromerzeugung für eine 
jederzeit gesicherte und unterbrechungs-
freie Stromversorgung, insbesondere nach 
dem Abschalten der letzten KKW-Anla-
ge, erkennbar ist. Wieder wird einmal die 
Energiewirtschaft und insbesondere die 
Stromerzeugung zum politischen Spielball. 
Ausgespielt wird die Kohle und die damit 
verbundene Stromerzeugung mit dem Kli-
maschutz, obwohl nach wie vor „die offene 
Frage, ob mit einseitigen nationalen Aus-
stiegen überhaupt effektive Beiträge zum 
weltweiten Klimaschutz und zur Senkung 
der europäischen CO

2-Emmissionen ge-
leistet werden“, besteht, wie so zutreffend 
Michael Vassiliadis, Vorsitzender der IG 

IG-BCE-Vorsitzender Michael Vassiliadis weist auf die sozialen und wirtschaft-
lichen Folgen für die Menschen bei einem Ausstieg aus der Kohle hin. © IG-BCE



10 11Februar 2018Februar 2018

Bergbau, Chemie, Energie in einem Brief 
vom 15.11.2017 u.a. an die Bundeskanzlerin 
ausführte.

Zukunft Lausitz

Die derzeitigen emotional geführten Kli-
madiskussionen werden einseitig gegen 
die Stromproduktion mit der Stein- oder 
Braunkohle geführt, so, als ob es keine an-
deren wichtigen Kriterien, die für die Kohle 
generell in der Lausitz sprechen, gäbe. Die 
Kohle hat aber neben ihrer wichtigen Funk-
tion als Brennstoff für Kraftwerke weitere 
Aufgaben etwa in der Lausitz. Sie sichert 
dort die Existenzen der Menschen und all-
gemein der energieintensiven Unterneh-
men und nimmt somit eine wichtige indust-
rie- und gesellschaftspolitische Dimension 
als Wirtschafts- und Beschäftigungsfaktor, 
sowohl im Tagebau als auch mit den Kraft-
werken, ein. Ein blinder Aktionismus beim 
Kohleausstieg gefährdet nicht nur die Ver-
sorgungssicherheit und die Qualitäten der 

Wirtschaftsstandorte für energieintensive 
Betriebe, sondern auch die Lebensgrundla-
gen der Menschen bzw. Familien, wenn die 
wirtschaftlichen Strukturen zusammen-
brechen. Ein gutes Beispiel ist ganz konkret 
die Lausitz. Hier steht bei einem Ausstieg 
aus der Braunkohle die Zukunft der gesam-
ten Region auf dem Spiel. „Eine Politik, die 
im Strukturwandel auf die sozialen und 
wirtschaftlichen Folgen für die betroffenen 
Menschen keine Rücksicht nimmt, wird zu 
Widerständen führen und den Dialog über 
eine nachhaltige Fortsetzung der Ener-
giewende zusätzlich erschweren“, schrieb 
zurecht IG BCE-Chef Vassiliadis im schon 
oben erwähnten Brief die Kanzlerin.

Immer noch leben in der Lausitz mit ca. 
einer Million Einwohner so viele Men-
schen wie im Saarland, dem kleinsten Flä-
chen-Bundesland. An Fläche übertrifft die 
Lausitz jedoch das Saarland, das ähnliche 
Strukturprobleme (Steinkohle und Stahl) 
nur mit enormen Finanzspritzen lösen 
konnte, um das Fünffache; die Lausitz hat 
daher zumindest den gleichen Stellen-

wert und Respekt, verbunden mit einer 
massiven finanziellen Unterstützung des 
Bundes, verdient, wenn der Ausstieg aus 
der Braunkohle politisch ohne einen Reali-
tätsbezug zu den Menschen in der Lausitz 
forciert wird. Da nach der Wiedervereini-
gung beim einsetzenden Strukturwandel 
die Lausitz durch den Verlust vieler anderer 
Industriezweige (Beispiel Textilindustrie) 
bereits durch Abwanderungen zahlrei-
che Bürger verlor, blieb für die bleibenden 
Menschen als Anker die Braunkohle und 
ihre Verstromung – wenn auch erheblich 
reduziert. Nach der Wiedervereinigung 
verlor die Lausitz im ersten wirtschaftspo-
litisch erfolgten Strukturwandel 180.000 
Arbeitsplätze, denn die Kohle und deren 
Verstromung hatte schon vom Mengen-
gerüst vor der Wiedervereinigung einen 
ungleich höheren Stellenwert. Die Lausitz 
war das Energiezentrum der DDR. Syn-
chron brachen in der Region gleichzeitig in 
der erwähnten Textilindustrie 60.000 Ar-
beitsplätze weg.

Daraus ergibt sich eine nüchterne Rech-

Vorbildliche Rekultivierung in Nochten im Landkreis Görlitz. Tagebaue werden Erholungslandschaften. © Leag

nung: Wenn die Lausitz heute einwohner-
mäßig nicht weiter ausgedünnt werden 
soll, mit der Folge dass nur noch die ältere 
Generation bleibt, muss die soziologische 
und demografische Frage zumindest den 
gleichen Stellenwert wie die Klimadiskus-
sion haben. Alles andere wäre bürger- und 
menschenverachtend. Es nützt keine Ope-
ration, wenn der Patient Lausitz stirbt. Wer 
weitere Abschaltungen der Kohlekraftwer-
ke in der Lausitz fordert, muss vorher für 
einen Ausgleich in der Region mit Investiti-
onsprogrammen sorgen.

Theoretiker unter-
schätzen Dimension

Eines ist klar: Ein zweiter Strukturwandel 
in der Lausitz ohne Braunkohle und ohne 
Kraftwerke kann nicht mit einem beschei-
denen Lausitzer Struktur-Fonds, der aus 
jährlichen Zuschüssen des Bundes mit le-
diglich bescheidenen 100 Millionen Euro 
bis Ende 2035 gespeist werden soll, sozial-
verträglich und strukturpolitisch bewerk-
stelligt werden. Hier irrt die ideologisch 
den Grünen nahestehende Denkschmiede 
Agora Energiewende ganz erheblich mit 
ihrem Konzept, das von völlig unrealisti-
schen Prämissen ausgeht. Die finanziellen 
Auswirkungen für die Lausitz – unabhän-
gig von den soziologischen Brüchen in der 
Gesellschaft und Bevölkerung – haben die 
Agora-Theoretiker gewaltig unterschätzt.

Es geht nicht nur um die 8.000 Beschäftig-
ten, die allein bei der LEAG tätig sind. So hat 
jüngst Dr. Helmar Rendez, Vorstandsvorsit-
zender der LEAG, daran erinnert, dass in den 
letzten zehn Jahren die Lausitzer Braunkoh-
leindustrie durchschnittlich in jedem Jahr 
900 Millionen Euro an Aufträgen an die Wirt-
schaft der Region vergeben hat. Dies sind 
gewaltige Impulse für andere Bereiche etwa 
auch im Handwerk. Zusammen mit der jähr-
lichen Lohnsumme für die LEAG-Beschäftig-
ten in Höhe von 500 Millionen Euro ergibt 
sich eine Summe von 1,4 Mrd. Euro, die durch 
die Braunkohle in den Wirtschaftskreislauf 
der Region Lausitz fließen. Durch dieses Zah-
lengerüst wird deutlich, dass die Sorgen der 
Industrie- und Handelskammer (IHK) Cott-
bus nicht unbegründet sind.

In einem Lagepapier wies Wolfgang Krüger, 
Hauptgeschäftsführer der IHK Cottbus, 
auf das drohende Szenario hin: „Keine an-
dere Region in Deutschland hängt so von 
der Energiewirtschaft ab wie die Lausitz“, 
führte Krüger aus. Die LEAG ist das einzi-
ge Großunternehmen mit Sitz in der Lau-
sitz und die Dachmarke der beiden Unter-
nehmen Lausitz Energie Bergbau AG und 
Lausitz Energie Kraftwerke AG. Mit einer 
installierten Leistung von ca. 8.000 MW 
ist die LEAG einer der größten Kraftwerks-
betreiber mit den Anlagen Jänschwalde 
(3.000 MW), Schwarze Pumpe (1.600 
MW), Boxberg (2.575 MW) sowie einem 
Block in Lippendorf mit 920 MW.

Wenn voreilig und ohne Not der letzte 
industrielle Kern der Lausitz, die Braun-
kohle und deren Verstromung, geopfert 
werden soll, was energie- versorgungs- 
und strukturpolitisch nicht nachvollzieh-
bar ist, bedarf es erheblicher Anstren-
gungen durch Bund und Länder, um der 
Lausitz eine Zukunft zu geben. Die IHK 

Cottbus beziffert diese Ausgleichsmaß-
nahmen in den nächsten fünf Jahren mit 
einem Finanzvolumen von 2,5 Milliarden 
Euro, das Fünffache der Studie der Ago-
ra Energiewende! Die Mittel sollen in die 
Verbesserung der Infrastruktur in der 
Lausitz, den Ausbau von Wissenschaft, 
Forschung, Technologie und Bildung inkl. 
der Verlagerung von Bundeseinrichtun-
gen sowie in die Transformation der Ener-
giewirtschaft fließen.

Noch besser freilich wäre es, bewähr-
te Strukturen in der Lausitz zu erhalten. 
Große Entscheidungen in der Energiewirt-
schaft können nicht durch Momentauf-
nahmen beeinflusst werden. Was heute als 
populär und für „richtig“ escheinen mag, 
kann bereits in zwanzig Jahren überholt 
sein, etwa wenn es zum Durchbruch für 
das emissionsfreie Kohle-Hybridkraftwerk 
kommt. Eine erste Pilotanlage unter rea-
len Bedingungen haben jetzt japanische 
Firmen und Ingenieure auf der japanischen 
Insel Ozaki-Kamizima realisiert.

LEAG-Vorstandschef Dr. Helmar Rendez: Die Lausitzer Braunkohleindustrie ver-
gibt jährlich Aufträge für 900 Millionen Euro an die Wirtschaft der Region. © Leag
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DIE WELT SIEHT DIE KOHLE MIT ANDEREN AUGEN

Polnische Kohlekraft- 
werke der Superlative

Die Fragwürdigkeit deutscher Ausstiegspläne bei der Kohleverstromung zeigt das Nachbarland Polen. Dort entstehen 
derzeit – zum Teil hinter der deutsch-polnischen Grenze – mehrere modernste Braun- und Steinkohlekraftwerke, wie 
der hochmoderne Steinkohleblock Kozienice mit 1.075 MW. © Mitsubishi Hitachi Power Systems Europe GmbH

> Hanns Alpow

Wenige Kilometer von 
der deutsch-polni-
schen Grenze entfernt, 
will man im polnischen 

Turów vom Ausstieg aus der Braun-
kohle und deren Verstromung nichts 
wissen. Dort entsteht mit einer Inves-
titionssumme von 800 Mio. Euro der-
zeit ein hocheffizientes Braunkohle-
kraftwerk des Energieversorgers PGE 
mit einer Bruttoleistung von ca. 500 
Megawatt. Nach der Fertigstellung, 
vermutlich Mitte 2019, soll das Kraft-
werk neue Maßstäbe für die saubere 
Verstromung der Braunkohle u.a. durch 

eine innovative Rauchgasreinigung set-
zen. Der neue Block wird beim bereits 
bestehenden Kraftwerksstandort, der 
aktuell schon über sechs Blöcke mit 
1500 MW verfügt, angegliedert.

Eckpfeiler der 
Stromversorgung

Doch Polen setzt auch auf die Steinkoh-
le. 60 Kilometer südlich von Warschau 
investiert der polnische Versorger Enea 
über 1,2 Mrd. Euro in den Bau des riesi-
gen neuen Blocks mit 1.075 MW im Kraft-

werk Kozienice, der künftig ein Eckpfeiler 
der Stromversorgung in Polen sein wird. 
Miroslaw Kowalik, CEO von Enea, betont, 
dass Kohlekraftwerke ihre Berechtigung 
haben: „Dieses Investment belegt, dass 
es einen Platz gibt für hocheffiziente 
thermische Kraftwerke, die Kohle mit 
modernsten Technologien verstromen“, 
sagte der Manager. Die Polen machen 
Druck. Bereits vor einem Jahr wurde die 
erfolgreiche Kesseldruckprobe gefeiert. 
Der neu entstehende Steinkohle-Block 
ist bereits jetzt während der Bauzeit ein 
wesentlicher Faktor für die Wirtschaft 
durch die am Bau beteiligten Firmen. Die 
Mitsubishi Hitachi Power Systems Europe 
Gruppe (Duisburg) hat – wie auch beim 

Projekt Turów – den Großdampferzeu-
ger (Kessel) und einige Nebenanlagen 
geliefert. Die schwergewichtigen Kern-
komponenten Dampfturbine und Gene-
rator sowie die Rauchgasreinigungsanla-
ge stammen direkt von der japanischen 
Muttergesellschaft Hitachi Power Sys-
tems Ltd.

In Südpolen kam beim Kraftwerk Jaworz-
no III mit dem bis 2019 entstehenden 910 
MW-Steinkohleblock Siemens zum Zuge. 
Aktuell sind derzeit in Polen Kraftwerke 
mit einem Anschlusswert von 4.000 MW 
im Bau. Vor wenigen Wochen gab die ehe-
malige polnische Ministerpräsidentin Bea-
ta Szydlo wieder ein Bekenntnis zur Kohle 
ab. Polens Energiewirtschaft basiert zu 
85% auf der Stein- und Braunkohle. Nach 
wie vor entstehen aber auch außerhalb 
Europas – insbesondere in den asiatischen 
Ländern wie Indien, Bangladesch und im-
mer noch, wenn auch inzwischen auf klei-
nerer Flamme, China – Kohlekraftwerke. 
Nach verschiedenen Medienberichten und 
renommierter Nachrichtendienste sind 
weltweit derzeit 1.600 Kohlekraftwerke 
im Bau oder in der Endphase der Planung. 
282 Firmen – Planungsbüros und Enginee-
ring, Baufirmen, Komponentenhersteller 
(Turbinen, Generatoren, Kessel) bis hin zu 
Finanzinstitute – sollen bei der Realisierung 
beteiligt sein. Gerade Länder wie Bangla-
desch mit derzeit 165 Millionen Einwohner 
(mehr als das Doppelte der deutschen Be-
völkerungsanzahl) brauchen für ihre wei-
tere Entwicklung elektrische Energie. In 
Indien und Bangladesch haben immer noch 
viele Millionen Menschen keinen Zugang 
zur Elektrizität. Die Kohle ist daher insbe-
sondere in Bangladesch viel mehr als nur 
ein Rettungsanker.

Französischer 
Populismus

Es ist leicht, in einigen westlichen Län-
dern den Kohleausstieg zu verkünden, 
wenn dort der Anteil ohnehin relativ klein 
oder sogar unbedeutend ist. Zu der „Glo-
balen Allianz zur Abkehr von der Kohle“ 
gehört beispielsweise auch Frankreich. 
Frankreichs Präsident Macron hat auf der 

Bonner Klimakonferenz verkündet, bis 
Ende 2021 alle Kohlekraftwerke des Lan-
des stillzulegen. Doch dies ist Populismus 
pur, denn in Frankreich hat die Kohle bei 
der Stromerzeugung (2016: 531,3 TWh) 
lediglich einen Anteil von 1%. Da ist es 
leicht, medienwirksam einen Ausstieg 
zu verkünden. Dominierend ist im Nach-
barland immer noch die Kernenergie mit 
einem Anteil von 72% vor den Gaskraft-
werken mit 7%. Immerhin haben die Re-
generativen einen Anteil von 19%. Die 
Zahlen sind authentisch und stammen 
vom französischen Übertragungsnetz-
betreiber RTE (Réseau de Transport d‘ 
Electricité). Auch für Kanada und Groß-
britannien war es energiepolitisch leicht, 
die neugegründete Allianz gegen die 
Kohle anzuführen, spielt doch die Kohle-
verstromung auch in diesen beiden Län-
dern keine Rolle. Kanada ist mit 40% ein 
klassisches Land der Stromerzeugung mit 
Wasserkraftwerken und das Vereinigte 
Königreich setzt auf den weiteren Ausbau 
der Kernenergie. Mit dem riesigen ent-
stehenden Atomkraftwerk Hinkley Point 
C sind die Briten derzeit das einzige west-
europäische Land, das mit 22 Milliarden 
Euro in die atomare Stromversorgung 
investiert. Die Kohle hat lediglich einen 
Anteil von ca. 15%.

Global hat die Kohle (Stein- und Braunkoh-
le) im weltweiten Maßstab nach wie vor 
eine zentrale Bedeutung für die Energie-

versorgung. Die Gesamtförderung betrug 
2016 ca. 7,5 Milliarden Tonnen. Mit einem 
Anteil von 38% liegt die Kohle an der Spit-
ze der Stromversorgung.

Steigender 
Strombedarf

Der weltweite Strombedarf wird durch die 
weitere Entwicklung zahlreicher Schwel-
lenländer und dem Anstieg der Weltbevöl-
kerung weiter steigen. Die Versorgungssi-
cherheit steht dabei an erster Stelle. Bei aller 
Anerkennung der regenerativen Strom- 
erzeugung bleiben deren großen Probleme 
noch auf längere Zeit ungelöst. Regenerati-
ve sind wetterabhängig (Wind und Sonne) 
sowie tagesabhängig, insbesondere bei der 
Sonnenenergie.

Wind und Sonne produzieren mit starken 
Schwankungen, abhängig von der Witte-
rung und auch, wenn der Strom nicht ge-
braucht wird. Hinzu kommen die geringen 
Werte im Vollastjahresbetrieb. So erreicht 
die Windkraft einen kleinen Einsatzwert 
von 1.760 Stunden pro Jahr (Basis 8.760 
Stunden). Hingegen steht die Braunkohle-
verstromung 6.610 Stunden pro Jahr zur 
Verfügung, die Steinkohle mit 3.600 Stun-
den immer noch deutlich vor der Windkraft 
(Quelle: BDEW).

Die Braunkohle in der 
Energiewirtschaft Deutschlands 2016
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Es gehört in diesen Zeiten viel 
Mut dazu, gegen den veröffent-
lichten Zeitgeist der Diskredi-
tierung der Kohle Stellung zu 

beziehen und noch mehr Wagnis, die 
Verstromung dieses Rohstoffes mit 
modernsten Kraftwerken zu verteidi-
gen. Zu plakativ sind die Vorwürfe an 
die Energiewirtschaft, „dreckige“ Koh-
lekraftwerke würden unsere Zukunft 
gefährden. Nachdem die Bundeskanz-
lerin beim G7-Gipfel 2015 im ober-
bayerischen Elmau von der Dekarbo-
nisierung der Weltwirtschaft noch in 
diesem Jahrhundert sprach und damit 
den kompletten Ausstieg von Kohle, 

Erdgas und Mineralöl meinte, bekam die 
Front gegen die Kohle eine neue Quali-
tät. Seither schießen sich neben Funda-
mentalisten und ihnen nahestehende 
Organisationen insbesondere die Partei 
Bündnis 90/Die Grünen im Verbund mit 
einem Betroffenheitsjournalismus auf 
Kohlekraftwerke ein. Dies auch, weil 
sie nach dem politisch beschlossenen 
Ausstieg aus der Kernenergie eigentlich 
kein Thema mehr haben.

Eine Weltwirtschaft ohne Kohle, Erdgas 
und Mineralöl ist jedoch trotz aller Akti-
vitäten beim weiteren Ausbau der erneu-
erbaren Energien auf absehbare Zeit, nicht 

nur nach Ansicht der meisten Fachleute 
aus der Energiewirtschaft, unrealistisch. 
Es ist einfach schlicht weltfremd, wie in 
Deutschland, weitgehend zeitgleich so-
wohl aus der Kernkraft als auch der Kohle 
auszusteigen und darüber hinausgehend 
sogar die komplette Dekarbonisierung zu 
fordern. Dies war beim Elmauer G7-Gipfel 
auch dem damaligen US-Präsidenten Oba-
ma nicht zuletzt aufgrund des US-Schatzes 
Schiefergas klar. Aktuell setzen die USA 
unter Präsident Trump nicht nur auf die 
Kohle, sondern weiterhin auf das Schiefer-
gas. Kohle, so die amerikanische Adminis-
tration, hat noch lange Zukunft. So sieht 
es auch die Internationale Energieagentur 

(IEA). Diese vor allem, weil sie die Rolle 
der Kohleverstromung als Partner der ja 
durchaus positiv gesehenen regenerativen 
Energien betont. Die vollständige Dekarbo-
nisierung ist ein PR-Gag, um Klima-Funda-
mentalisten bei Wahlen zu gewinnen.

Kein blinder 
Aktionismus

Gewiss werden Kohle, Öl und Gas – Kohle 
mehr als Gas – teilweise zurückgefahren, 
aber ohne diese Rohstoffe wird die Welt-

wirtschaft zusammenbrechen. Energie-
fragen können nicht aus Momentsituatio-
nen, was gerade populär ist, entschieden 
werden. Sie eignen sich nicht für einen 
Aktionismus, nur um des Aktionismus wil-
len. Wenn heute erneuerbare Energien im 
Trend liegen, so muss dies künftig noch lan-
ge nicht so bleiben. Spätestens dann, wenn 
die Menschen merken, dass die regenerati-
ven Energien die Leistungskraft der Wirt-
schaft und deren Arbeitsplätze gefährden 
und schmälern können, weil hohe EEG-ge-
triebene Stromkosten nicht mehr darstell-
bar sind und die Menschen dies an ihrem 
Geldbeutel direkt und indirekt bei Arbeits-
losigkeit spüren. Deshalb kann unter be-

stimmten Voraussetzungen die Bedeutung 
der Kohle mittel- und langfristig sogar wie-
der zunehmen, insbesondere wenn es den 
Ingenieuren gelingt, Kohlekraftwerke zu 
entwickeln, die CO2 neutral sind. Viel zu 
schnell hat leider in Deutschland die Tech-
nik resigniert, vor allem als ihr die Politik in 
den Rücken fiel. Wie das?

Im September 2008 wurde der Standort 
Schwarze Pumpe Heimat einer kleineren 
Pilotanlage eines nahezu CO2-freien Kraft-
werks. Das Verfahren zur Abscheidung von 
CO2, Carbon Capture and Storage – CCS, 
fand aufgrund der Speicherung keine Ak-
zeptanz, sodass die politischen Rahmen-

ANTWORTEN AUF DIE DEKARBONISIERUNG – KOHLE HAT ZUKUNFT

Technische Herausforderungen annehmen

Partner der Energiewende: Das Grosskraftwerk Mannheim 
mit dem innovativen Block 9 (rechts im Bild). © MVV Energie
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bedingungen für einen technischen Durch-
bruch für die Kraftwerksbetreiber nicht 
darstellbar wurden. Es wurde damit auch 
aus der Sicht der Hersteller wie Siemens 
eine große Chance für die Weltmärkte der 
Kraftwerke verspielt, verbunden mit dem 
Verlust des technologischen Fadenrisses 
deutscher Kompetenzen im Kraftwerks-
bau.

Noch kein 
Durchbruch

Es war insgesamt ein negatives Schlüssel- 
erlebnis für die weitere Entwicklung inno-
vativer Kraftwerke. Neben dem Projekt am 
Standort Schwarze Pumpe betrieb Siemens 
bei Hanau eine eigene technische Pilotan-
lage zur Abscheidung von CO2. Internatio-
nal soll ein CES-Testkraftwerk in der Stadt 
Bakersfield (Kalifornien) kein Kohlendioxid 
in die Luft blasen. Bei diesem Projekt wird 
entsprechend einer Machbarkeitsstudie 

eine  Gasturbine eingesetzt. CES, steht für 
„Clean Energy Systems“.

Schließlich soll eine indisch/britische Fir-
ma namens Carbon Clean Solutions ein 
Verfahren entwickelt haben, das bei Koh-
lekraftwerken keine oder fast keine CO2 

Emissionen abgibt. In einer Anlage im in-
dischen Industriehafen Tuticorin würden 
die Abgase abgefangen und in Natrium-
karbonat umgewandelt, so das technische 
Fachmagazin „Technology Review“. Inwie-
weit das Projekt realistisch ist, darf aber 
bezweifelt werden. Auch ein großes Pro-
jekt in Kemper-County (Mississippi, USA) 
– es ist eigentlich ein Kraftwerk unter dem 
Stichwort „Clean Coal Technology“ auf der 
Basis CCS – ist noch nicht alltagstauglich. 
Inzwischen soll das Projekt das vorgesehe-
ne Budget von 2,4 Milliarden US-Dollar um 
weit über 100% überschritten haben.

Auch das IGCC-Verfahren (Integrated Ga-
sification Combined Cycle) zur CO2-ar-
men Verstromung durch die Umwandlung 
der Kohle in Synthesegas, hat sich bisher 

wirtschaftlich nicht durchsetzen können. 
Die Kosten des Umwandlungsprozesses 
stehen in keinem Verhältnis zum Ertrag. 
Doch diese Erfahrungen sollten die Inge-
nieure eher anspornen, weiterhin auf For-
schungsaktivitäten für das CO2 neutrale 
Kohlekraftwerk zu setzen. Insofern war es 
kontraproduktiv, dass sich ausgerechnet 
Siemens jüngst in einem Lobbypapier für 
einen Ausstieg aus der Kohle stark mach-
te. Offensichtlich ist Siemens nicht bereit, 
die derzeitige Durststrecke bei neuen Koh-
lekraftwerken zu überwinden. Dies könnte 
sich unter wieder anderen Prämissen – z.B. 
bei der Anerkennung des politisch sicheren 
Rohstoffes Braunkohle in Deutschland - als 
großer Fehler erweisen. Derzeit setzen die 
Münchener offensichtlich auf Gaskraft-
werke. Doch auch modernste Gaskraftwer-
ke haben es insbesondere in Deutschland 
durch den Einspeisevorrang der Regene-
rativen von der Wirtschaftlichkeit her 
schwer. Es ist ein Irrsinn, wenn innovative 
und modernste Anlagen wie im bayeri-
schen Irsching in die Reserve (Netzbetrei-
ber und Bundesnetzagentur) genommen 

Der inzwischen stillgelegten CCS-Versuchsanlage einer weitgehenden CO2-Abscheidung am Kraftwerkestandort 
Schwarze Pumpe fehlten Akzeptanz und politische Rahmenbedingungen. © Vattenfall7Leag

werden sollen oder müssen, weil sie durch 
energiepolitische Rahmenbedingungen 
nicht mehr wirtschaftlich betrieben wer-
den können.

Effiziente Braun-
kohlekraftwerke

Was bleibt derzeit für die Kraftwerksbe-
treiber an Gestaltungsspielraum? Sie dür-
fen vor allem nicht resignieren. Sie sollten 
der Öffentlichkeit und Politik gegenüber 
noch mehr Überzeugungsarbeit leisten 
und gleichzeitig mit den Herstellern der 
Kraftwerkstechnik längerfristige Strate-
gien zur CO2-Minderung entwickeln. Die 
Kohle hat auch aus strategischen Gründen 
in möglichen politisch instabilen Zeiten 
ihre Berechtigung. Dieser Gedanke geht in 
der Öffentlichkeit und in den Medien teil-
weise noch unter. Es sollte auch überzeu-
gend dargelegt werden, dass jedes moder-
ne Kohlekraftwerk, das ältere Blöcke (die 
mehr Emissionen verursachen) ersetzt, ein 
positiver Beitrag für die Umwelt darstellt.

So ist z.B. Neurath BoA 2+3 in NRW (eine 
nochmals verbesserte optimierte Anlagen-
technik) durch seine Flexibilität, bei Bedarf 
die Stromnetze auszuregeln, ein innovati-
ves Braunkohlekraftwerk der neuesten Ge-
neration: modernste Kraftwerkstechnolo-
gie, die bei einem Nennbetrieb von zweimal 
je 1100 MW ein Garant für die sichere und 
jederzeit zur Verfügung stehende Strom-
versorgung ist. Gleichzeitig werden enor-
me Mengen CO2 einspart. Das RWE-Kraft-
werk ersetzte nach seiner Inbetriebnahme 
stillgelegte und weniger CO2-freundliche 
Altanlagen am Standort. Ein weiteres Bei-
spiel für effiziente Kraftwerkstechnik ist 
der Block R am LEAG-Energiestandort Box- 
berg in der Lausitz. Dieses Kraftwerk er-
spart beeindruckende 20% Emissionen ge-
genüber älteren Anlagen.

Steinkohle- 
Kraftwerke

Auch die neuesten Steinkohlekraftwerke in 

Deutschland sind durch ihre Flexibilität wich-
tige Bausteine für die Versorgungssicherheit. 
In der Energiewende muss das Verhältnis zwi-
schen den grundlastfähigen Kraftwerken und 
erneuerbaren Energien stimmen. Gleichzeitig 
stehen, wie die Braunkohlekraftwerke auch 
die neuen Steinkohleblöcke in der besonde-
ren Optik der Öffentlichkeit im Hinblick für 
eine klimafreundliche Stromerzeugung. Zu-
letzt wurde in Deutschland im September 
2015 der Block 9 mit 911 MW beim Gross-
kraftwerk Mannheim in Betrieb genommen. 
2018 soll nach einer schier unendlichen Ge-
schichte Datteln IV ans Netz gehen (siehe 
weiteren Bericht auf Seite 16).

Mit dem neuen Block 9 ist das Grosskraft-
werk Mannheim mit insgesamt 2.146 MW 
das größte deutsche Steinkohlekraftwerk 
Deutschlands. Im Gegensatz zu Datteln IV 
ging der Neubau des Blocks 9, von kleine-
ren üblichen Protestaktionen abgesehen, 
relativ geräuschlos über die Bühne. Dies ist 
für ein Großprojekt mit einer Investitions-
summe von 1,2 Mrd. Euro bemerkenswert. 

Nach einer Bauzeit von 7 ½ Jahren konnte 
der Probebetrieb Ende April 2015 erfolg-
reich abgeschlossen werden. Der Block 9 
leistet durch den Ersatz älterer Blöcke am 

Standort Mannheim durch seine CO2-Ver-
meidung von 1,3 Mio. Tonnen pro Jahr ei-
nen wichtigen Beitrag für das Erreichen der 
Klima- und Umweltschutzziele. Das von 
der Logistik ideal am Rhein liegende Gross-
kraftwerk Mannheim (GKM) liefert elek-
trische Energie für 2,5 Millionen Haushal-
tungen und die Industrie bzw. Wirtschaft in 
der Metropolregion Rhein-Neckar. Gleich-
zeitig ist das Grosskraftwerk für die Bahn 
ein wichtiger Lieferant des Bahnstroms und 
für die privaten Haushaltungen in der Regi-
on Produzent von Fernwärme.

Kohle, sauber verstromt, hat durchaus 
sehr gute Zukunftschancen, wenn auch 
von den Gegnern der konventionellen 
Kraftwerke erkannt wird, dass die Koh-
le im Interesse der Regenerativen – zu-
mindest als Brückentechnologie – eine 
Rolle spielen muss, wenn die Menschen 
nicht im Dunkeln sitzen oder in extrem 
kalten Wintern nicht frieren sollen. Die 
Erfahrungen im Januar 2017, als nur mit 
„Volldampf“ aller Kraftwerke in Deutsch-

land ein Zusammenbruch der Strom-
versorgung vermieden werden konnte, 
haben gezeigt, dass es ohne Kohle eben 
nicht geht.

Im LEAG-Standort Boxberg in der Oberlausitz – zu DDR-Zeiten größtes Braun-
kohlekraftwerk – befindet sich heute mit dem 2012 in Betrieb genommenen 
Block R modernste Kraftwerkstechnik. Die Altanlagen wurden stillgelegt. Im-
mer noch gehört Boxberg mit 2575 MW zu den Säulen der Stromerzeugung. 
Gleichzeitig liefert das Kraftwerk Fernwärme für die Stadt Weißwasser und 
die Gemeinde Boxberg. © Leag
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ENERGIEPOLITISCHE GLAUBENSKRIEGE UM DIE KOHLE

Ministerpräsidenten  
gegen planlosen Ausstieg

Die drittgrößte deutsche In-
dustriegewerkschaft Berg- 
bau, Chemie, Energie (IG 
BCE) war seit 1997 – nach 

der damals durch eine Fusion erfolg-
ten Gründung – durch ihre Vorsitzen-
den Hubertus Schmoldt und seit 2007 
durch Michael Vassiliadis immer prag-
matisch geführt. Hart in der Sache, 
aber auch kompromissbereit, fair und 
kooperativ bei Verhandlungen mit Ar-
beitgebern und Regierungsvertretern 
aus der Politik. Die harte Seite des der-
zeitigen IG-BCE-Vorsitzenden Vassi-
liadis konnte jetzt die Politik bei einer 
Großdemonstration im Rheinischen 
Braunkohlerevier erleben. Tausende 
Beschäftigte aus der Braunkohlein-
dustrie und Energiewirtschaft sowie 
aus energieintensiven Unternehmen 
der Aluminium- und Stahlerzeugung 

und der Chemie, demonstrierten am 
Braunkohlekraftwerk Niederaußem. 
Der Protest richtete sich insbesondere 
gegen die Stigmatisierung der Kohle 
(und deren Verstromung) durch Kli-
mafundamentalisten. Diese wollen die 
Kohlekraftwerke abschalten.

Die Demonstranten verlangten jedoch 
von der Politik mehr Respekt für ihre Ar-
beit und Perspektiven für ihre Familien in 
den Regionen. IG-BCE-Chef Michael Vas-
siliadis kritisierte vor allem die entstande-
nen Glaubenskriege in der Energiepolitik. 
Gleichzeitig forderte er insbesondere von 
der SPD und den Unionsparteien Klarheit 
in ihren energiepolitischen Aussagen. Als 
ob es bestellt geworden wäre: Das Wet-
ter hatte während der Demonstration 
Symbolcharakter; keine Sonne und kein 
Wind, fast Dunkelflaute. Die Menschen im 

Rheinischen Revier wissen, wer im Indus-
trieland Deutschland auch bei widrigen 
Wetterverhältnissen sicher, verlässlich 
und günstig Strom und Fernwärme für die 
Wohnungen liefert – das Kohlekraftwerk. 
„Weil es läuft“, ruft Michael Vassiliadis den 
Demonstrierenden zu.

Die derzeitigen – jetzt im Umfeld der Re-
gierungsbildung nach den Bundestags-
wahlen – Diskussionen um die Braunkohle 
bzw. die Energiewende sorgen zurecht bei 
den Beschäftigten und Menschen in den 
deutschen Braunkohleregionen für Ver-
unsicherung. „Mit jedem Gigawatt (1000 
MW) stehen 1.000 Arbeitsplätze auf dem 
Spiel“, betonte Michael Vassiliadis, der 
gleichzeitig darauf hinwies, dass neben den 
direkt betroffenen Arbeitsplätzen in der 
Braunkohleindustrie und in den Kraftwer-
ken insbesondere in den energieintensiven 

Mehr Respekt und Perspektiven für Arbeit – dies war die Devise einer Großdemonstration der Beschäftigten der rhei-
nischen Braunkohleindustrie inklusive der Kohlekraftwerke sowie der energieintensiven Unternehmen. © IG-BCE

Firmen (Aluminiumhütten, Stahlindustrie, 
Zementherstellung, Chemie u.a.) Zigtau-
sende Arbeitsplätze gefährdet seien. Dar-
auf wies auch der Betriebsratsvorsitzende 
von Norsk Aluminium hin.

Industriestandort 
bedroht

Es gehe viel mehr als „nur“ um die Braun-
kohle und deren Verstromung; generell 
gehe es um die Zukunft des gesamten In-
dustriestandortes Deutschland. Die güns-

tige Braunkohle aus dem Netz zu nehmen, 
würde etwa die Erzeugerpreise für Norsk 
Aluminium um mehr als 50% in die Höhe 
schießen lassen, sagte Günther Appelstiel, 
Betriebsratsvorsitzender des Aluminium-
herstellers. Ob unter diesen Voraussetzun-
gen industrieintensive Firmen wie Norsk 
Aluminium, Covestro, Lanxess oder Stahl- 
und Zementproduzenten noch im Indus- 
triestandort Deutschland investieren kön-
nen (die Betonung liegt auf können, nicht 
wollen) ist eine offene Frage. Es geht nicht 
nur um Arbeitsplätze in der Braunkohlein-
dustrie und in den konventionellen Kraft-
werken, es geht um die Gefährdung von 
Hunderttausenden Arbeitsplätzen in der 
energieintensiven Industrie, die auf siche-
re und günstige Strompreise aus Wettbe-

werbsgründen dringend angewiesen ist.

Scharf kritisierte Vassiliadis auch die der-
zeitigen Debatten um ein voreiliges Ab-
schalten konventioneller Kraftwerke, wie 
sie im Rahmen der Regierungsbildung in 
Berlin hochgekommen sind. Statt eine rea-
listische Politik zu betreiben, würden Emo-
tionen geschürt. „Da werden Glaubenskrie-
ge in die Gesellschaft getragen“, sagte er 
weiter. Die Ziele in der Klimapolitik würden 
immer ehrgeiziger, Argumente und realisti-
sche Einschätzungen fänden hingegen kein 
Gehör. Nach dem Scheitern der Sondierun-
gen zu einer Jamaika-Koalition forderte der 
Gewerkschaftschef nun von SPD und Uni-

on einen realistischen Blick auf die Energie-
wende. „Wir erwarten von der Kanzlerin, 
Leitlinien zu setzen“. Deutschland habe von 
dem Ziel, die klimaschädlichen Emissionen 
um 40% bis 2020 zu reduzieren, bereits 
34% erreicht. „Ist das vielleicht nichts?“, 
fragte der Gewerkschaftschef und verlang-
te gleichzeitig Klarheit in der Energiepoli-
tik. Es seien schließlich die Beschäftigten 
in der Energiewirtschaft, die dafür sorgen, 
„dass es in diesem Land zu jeder Tages- und 
Nachtzeit Energie gibt.“ Die Argumente 
von Vassiliadis sind stichhaltig. Eigentlich 
müsste der aktuell geplante Arbeitsplatz-
abbau bei Siemens ein Klingelzeichen sein, 
denn Siemens – wie vorher schon Alstom 
bzw. jetzt GE in Mannheim – kann z.B. seine 
Turbinenherstellung nicht mehr auslasten, 

weil infolge einer hirnrissigen Energiewen-
de mit einseitigen Rahmenbedingungen zu 
Lasten konventioneller Kraftwerke keine 
entsprechenden Anlagen mit einer Kohle-
verstromung mehr gebaut werden.

Ministerpräsidenten 
kritisieren Ausstieg

Allerdings gibt es noch – leider weniger in 
der Bundespolitik – Hoffnungszeichen in 
den Ländern! Einige Ministerpräsidenten 
werden immer deutlicher. Dietmar Woidke 
(SPD) etwa, Ministerpräsident des Landes 
Brandenburg, reklamiert die Einseitigkeit 
der geführten Diskussionen um den Aus-
stieg aus der Braunkohle und deren Ver-
stromung. Die Energiewende dürfe nicht 
nur ökologisch gesehen werden. Vielmehr 
müssten die ökonomischen und sozialen 
Aspekte zumindest einen gleichrangig 
hohen Stellenwert haben. Bei unkontrol-
lierten Eingriffen etwa in die Braunkohle-
verstromung, so Woidke, drohten enorme 
Strukturbrüche in der Lausitz – auch im 
menschlichen Bereich.

Aktuell hat sich nun auch Armin Laschet 
(CDU), Ministerpräsident des Landes 
Nordrhein-Westfalen, hinter die Braun-
kohle gestellt. Die Braunkohle sei „ein 
wichtiger Baustein, um die Energiewen-
de erfolgreich und ohne Nachteile für 
unseren Industriestandort zu gestalten“, 
betonte er gegenüber dem Verein „Unser 
Revier – Unsere Zukunft“. Er, so der Mi-
nisterpräsident, teile die Sorgen um die 
wirtschaftlichen und strukturellen Ge-
fahren bei einem „überstürzten Ausstieg 
aus der Kohle- und insbesondere aus der 
Braunkohleverstromung.“ Es gehe auch 
um die Gewährleistung der Versorgungs-
sicherheit, die gerade für den Indus- 
triestandort Nordrhein-Westfalen von 
existenzieller Bedeutung sei. Die Landes-
regierung halte an den laufenden Geneh-
migungen für die Braunkohle bis zum Jahr 
2045 fest. Zudem werde sich die Landes-
regierung im Interesse der Bevölkerung 
in der Region Aachen und im rheinischen 
Revier gegen einen übereilten Ausstieg 
aus der Braunkohleverstromung wenden, 
„der in der Konsequenz zum Weiterbe-

IG BCE-Chef Michael Vassiliadis forderte mehr Realitätssinn in der Energiepo-
litik und kein Einknicken vor geschürten Emotionen. Realistische Einschätzun-
gen in Energiefragen fänden kaum noch Gehör, beklagte er vor den zahlrei-
chen Demonstranten. © IG-BCE
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trieb der Pannenreaktoren in Belgien 
führen könnte. Hintergrund dabei ist, 
dass rheinischer Braunkohlestrom zum 
Ausgleich für das Abschalten des Atom-
stroms maroder belgischer Atomkraft-

werke vorgeschlagen wurde.

Energisch wendet sich auch der schei-
dende sächsische Ministerpräsident Sta-
nislaw Tillich gegen einen voreiligen Aus-

stieg aus der Braunkohle, der sich „schon 
aus Respekt vor der Lebensleistung der 
Beschäftigten“ verbiete. Tillich erin-
nerte daran, dass das wiedervereinigte 
Deutschland „Jahrzehnte von der grund-
lastfähigen subventionsfreien Braun-
kohleverstromung profitiert“ habe. Eine 
zweite Deindustrialisierung sei für Ost-
deutschland nicht hinnehmbar. Tillich 
betonte, dass die bereits erzielte CO2-Re-
duktion für Ostdeutschland mit einem 
großen Verlust an Wertschöpfung und 
Arbeitsplätzen sowie der Abwanderung 
von Arbeitskräften verbunden war.

Auch der neue Ministerpräsident des Frei-
staates Sachsen, Michael Kretschmer, sieht 
beim Thema Braunkohle vor allem „ideo-
logische Spielchen“, wie er in einem Inter-
view mit der „Sächsischen Zeitung“ sagte. 
Es gehe nicht um die Kohle, vielmehr sei 
man jenen auf den Leim gegangen, die nach 
dem Ende der Atomkraft als Kampfziel ein 
neues Thema suchten.

„Die Braunkohle ist ein wichtiger Baustein, um die Energiewende erfolgreich 
und ohne Nachteile für unseren Industriestandort zu gestalten“, betonte jetzt 
NRW-Ministerpräsident Armin Laschet (CDU). © CDU/Tobias Koch

ENDLICH – DIE MUTIGEN MELDEN SICH
Endlich bieten couragierte Persönlichkeiten den selbsternannten Grals-
hütern der „richtigen“ Energiepolitik, die regelrechte Glaubenskriege 
etwa um die Kohle anzetteln, in Deutschland die Stirn. Und endlich 
treffen allerkleinste Miniverbände, die im Zusammenwirken mit Jour-
nalisten, die sich mit den Anliegen der Nichtregierungsorganisationen 
solidarisch erklären, auf mächtigen Widerstand. Dieser Widerstand ist 
gut. Er wird geleistet z.B. durch die Industriegewerkschaft Bergbau, 
Chemie, Energie (IG BCE) unter ihrem Vorsitzenden Michael Vassilia-
dis, aber auch die Ministerpräsidenten von Nordrhein-Westfalen (Ar-
min Laschet), Brandenburg (Dietmar Woidke) und Sachsen (Stanislaw 
Tillich und sein Nachfolger Michael Kretschmer). Sie, die IG BCE und 
die Ministerpräsidenten, weisen auf die Diskrepanz zwischen Ökologie 
und Ökonomie hin (siehe hierzu den Beitrag „Energiepolitische Glau-
benskriege“ ab Seite 17).

Endlich sagen Ministerpräsidenten, was energiepolitisch Sache ist. Sie 
lassen sich nicht mehr aus Angst, durch Nichtregierungsorganisationen 
beeinflusste Wählerstimmen zu verlieren, vor sich hertreiben: Politik 
wird in Deutschland nicht von Miniverbänden, sondern immer noch von 
Regierungen gemacht. Und genau hier überschätzen sich die Nichtre-
gierungsorganisationen. Im Übrigen stellt sich immer mehr die Gemein-
nützigkeit und Klagebefugnis der Umweltverbände, wenn sie substanzi-
ell die Bundesrepublik Deutschland in ihrer Wirtschaftskraft gefährden.

Ein typisches Beispiel – und im vorliegenden Themenspecial wur-

de es in mehreren Beiträgen dargestellt – ist die Hatz, auch in der 
Wortwahl, gegen die Kohle und deren Verstromung. Wer aber maß-
los übertreibt, hat selten recht. Da werden Glaubenskriege in die 
Gesellschaft getragen und Emotionen geschürt, so, als ob an allem 
Übel dieser Welt die Kohle als Bösewicht auszumachen sei. Der je-
derzeitige Zugriff auf elektrische Energie ist aber zu wichtig, um 
Spielball für ideologische Gefechte zu werden.

Ein Industrieland wie Deutschland braucht, wie auch die Bevölke-
rung, bei jedem Wetter verlässlich und günstig Strom, sagte zurecht 
IG BCE-Chef Michael Vassiliadis. Ausgespielt wird medienwirksam 
die Energiewirtschaft der konventionellen Kraftwerke mit der Kli-
mapolitik. Das Thema Klima wird mit der Ankündigung der Apo-
kalypse übertrieben dramatisiert – gerade so, als ob Deutschland 
mit seinem lächerlich kleinen Anteil von knapp 2% der weltweiten 
Emissionen die Welt retten könne. Strapaziert werden die Enkelkin-
der, die keine Zukunft mehr hätten, wenn nicht – lieber heute als 
morgen – die Kohlekraftwerke abgeschaltet werden.

Die Überbringer der Hiobsbotschaften werden freilich, wenn die En-
kel selbst groß sind, entweder keine gesellschaftspolitische Verant-
wortung haben oder gar nicht mehr unter uns weilen. Sie werden 
den Unsinn, den sie dreißig oder vierzig Jahre vorher erzählten, nicht 
mehr rechtfertigen müssen. So war es auch schon vor Jahren beim 
angeblichen Waldsterben. Sp

EINE SCHIER UNENDLICHE GESCHICHTE SEIT 11 JAHREN:

Datteln IV soll 2018 die 
Produktion aufnehmen

Wenn im kommenden Jahr 
(2018) nach 11 Jahren 
seit der Grundsteinle-
gung das aus heutiger 

Sicht wohl letzte in Deutschland ge-
baute Steinkohlekraftwerk Datteln IV 
(Kreis Recklinghausen) ans Netz geht, 
wird eine schier unendliche Geschichte 
mit zahlreichen juristischen Auseinan-
dersetzungen beendet. 2007 erfolgte 
die Grundsteinlegung und bereits 2011 
sollte die Inbetriebnahme erfolgen. 
Doch dies war ein frommer Wunsch. 
Umweltschützer und Verbände erreich-
ten 2009 und dann nochmals 2013 den 
gerichtlichen Stopp des Weiterbaus. 
Genehmigungspannen durch die Stadt 
Datteln und immissionsschutzrechtli-
che Fragen wurden neben zahlreichen 
anderen Einwendungen der Gegner 
des Großprojekts zum Gegenstand der 
Auseinandersetzungen. Über 30 Um-
weltgutachten mussten genauestens 
und objektiv bewertet werden.

Widerstände

Datteln IV wurde zum Inbegriff von In-
vestitionsruinen. Selbst die Elbphilharmo-
nie konnte da nicht mithalten. Immerhin 
werden in das Kraftwerke Datteln IV ca. 
1,2 Milliarden Euro investiert – der durch 
Stillstandszeiten entstandene Verlust noch 
nicht einmal eingerechnet. Verständlich 
sind die Ärgernisse und Widerstände ei-
gentlich nicht, ersetzt doch das nach sei-
ner Inbetriebnahme modernste Kraftwerk 
Datteln IV ältere und stillgelegte Blöcke, 
die auch in puncto Umweltfreundlichkeit 
einem Vergleich mit der neuen Anlage 
auch nicht ansatzweise standhalten. Kri-
tische Fragen müssen sich daher auch die 

Gegner von Datteln IV gefallen lassen. 
Warum dauern in Deutschland inzwischen 
Auseinandersetzungen (nicht nur zu Lasten 
der Unternehmen, sondern auch der Volks-
wirtschaft) so unendlich lange? Auch die Ver-
tiefung der Elbe scheint zur unendlichen nicht 
enden wollende Story zu werden.

Neuer Maßstab

Nachdem die Bezirksregierung in Münster 
den Weiterbau absegnete, darf wohl davon 

ausgegangen werden, dass Datteln IV mit 
der Produktion 2018 beginnen kann. Zwar 
sind immer noch neuere Klagen anhängig, 
sie haben aber keine aufschiebende Wir-
kung. Inzwischen gab es schon erste Tests 
im Kraftwerk am Dortmund-Ems-Kanal. 
Datteln IV soll in der Flexibilität und Effi-
zienz neue Maßstäbe für Steinkohlekraft-
werke setzen. Der 1100 MW-Block wird 
neben Industrie- und Haushaltsstrom auch 
Fahrstrom für die Bahn sowie für 100.000 
Haushaltungen Fernwärme erzeugen. Auch 
optisch gibt das neue Kraftwerk durch das 
blaue Kesselhaus viel her.

Das optisch beeindruckende moderne 1100 MW-Steinkohlekraftwerk Datteln 
IV soll nach seiner vermutlich 2018 erfolgenden Inbetriebnahme ressourcen-
schonend zuverlässig Strom- und Fernwärme liefern. © Uniper
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Das Energieunternehmen Uniper war bis zum November 2017 in der breiten Öffentlichkeit in der Wahrnehmung – Energiewirtschaft und Wirt-
schaftspresse ausgenommen – nicht in der vordersten Reihe positioniert. Gewiss, Siemens, Bayer, die Automobilkonzerne ohnehin und in der 
Branche der Energiewirtschaft selbst der Traditionskonzern RWE, sind auch bei Laien ein Begriff. Aber Uniper? Der Bekanntheitsgrad der jungen Ge-
sellschaft, trotz der großen Tradition seiner Vorgängerunternehmen, war relativ klein. Dies änderte sich schlagartig, als im November 2017 bekannt 
wurde, dass das relativ kleine finnische regionale Energieunternehmen Fortum, bis dahin in Deutschland weitgehend unbekannt, die Kontrolle bei 
Uniper durch die Übernahme des Aktienpaketes der Eon SE übernehmen will.

Uniper hat unabhängig von der öffentlichen Wahrnehmung als ein führendes Unternehmen der Energiewirtschaft eine zentrale Bedeutung für 
die gesicherte Versorgung der Bevölkerung und Wirtschaft insbesondere mit elektrischer Energie und Gas (siehe Unternehmensprofil). Bis zur am 
1.12.2014 angekündigten Neuaufstellung des Eon-Konzerns mit der Absplittung der konventionellen Stromerzeugung (Kraftwerke), des Gasge-
schäftes und des Energiehandels in eine „neue Gesellschaft“, aus der dann 2016 schließlich Uniper wurde, war Eon einer der größten europäischen 
Stromerzeuger. Eon selbst entstand durch das Zusammengehen der Mischkonzerne VEBA und VIAG. Integriert wurden dadurch so große Traditions-
unternehmen wie die PreussenElektra in Hannover (VEBA) und das Bayernwerk in München (VIAG). Insofern ist zwar Uniper unter diesem Namen 
in der Tat jung, aber insbesondere durch die erwähnten Vorgängerunternehmen PreussenElektra und Bayernwerk hat Uniper schon frühzeitig 
deutsche Energiegeschichte geschrieben.

Wird Uniper finnisch?

Insbesondere elektrischer Strom 
ist kein Produkt wie jedes andere! 
Die jederzeit vorhandene Sicher-
stellung mit der Versorgung der 

Wirtschaft und der Bevölkerung mit 
elektrischer Energie hat die zentrale 
Bedeutung für die Funktionsfähigkeit 
eines Landes und seiner Bevölkerung. 
Ob im privaten Umfeld oder als Pro-
duktionsfaktor in der Industrie, ob in 
der Mobilität und Infrastruktur oder in 
der Medizintechnik: Ohne elektrische 

Energie würde Stillstand herrschen. 
Deshalb stehen insbesondere Unter-
nehmen der Energiewirtschaft in der 
besonderen Optik. Dies gilt aus aktuel-
len Gründen auch für die Uniper SE.

Als eines der wichtigsten Unternehmen der 
konventionellen Stromerzeugung hat Uni-
per eine besondere strategische Bedeutung 
für die gesamte Infrastruktur Deutsch-
lands. Die Stunde der Wahrheit wird insbe-
sondere im Jahr 2022 kommen. Dann wird 

das letzte deutsche Kernkraftwerk vom 
Netz genommen. Auch dann muss auch 
weiterhin die unterbrechungsfreie Strom-
versorgung gewährleistet sein. Uniper 
spielt dabei mit seiner derzeitigen Erzeu-
gungskapazität von 40 Gigawatt (dies ent-
spricht der Leistung von ca.36 Kraftwerken 
der Datteln IV-Klasse) eine eminent wich-
tige Rolle. Hinzu kommt die Bedeutung des 
Unternehmens in der Gaswirtschaft u.a. 
auch mit eigenen Gasspeicheranlagen so-
wie mit umfangreichen Energie-Dienstleis-
tungen. Dies alles unterstreicht die Rolle 
von Uniper als einer der wichtigsten Akteu-
re in der deutschen Energiewirtschaft.

Ausländische  
Investoren

Es kann daher der Öffentlichkeit und Poli-
tik nicht gleichgültig sein, wer die Kontrolle 
bei Uniper einnimmt. Deutschland hat in 
der jüngeren Energiegeschichte nicht im-
mer gute Erfahrungen mit ausländischen 
Investoren auch aus der Energiewirt-
schaft gemacht. 2010 kaufte das Land Ba-
den-Württemberg die vom französischen 

Moderne und umweltfreundliche konventionelle Kraftwerke wie Datteln IV 
werden auch künftig für die Absicherung der Energiewende benötigt. © Uniper

Energieriesen EDF (Électricité de France) 
gehaltenen Anteile am Energieunterneh-
men EnBW Energie Baden-Württemberg 
zurück. Zwar war das formelle Verfahren 
des damaligen Ministerpräsidenten Stefan 
Mappus (ohne Einschaltung des Landtages) 
umstritten und führte zu juristischen Aus-
einandersetzungen, doch der strategische 
Ansatz von Mappus war richtig. EDF strebte 
immer deutlicher nach der vollkommenen 
Mehrheit bei EnBW. Auch war die Atmos- 
phäre zwischen der EDF und EnBW zuneh-
mend schwierig geworden. Schließlich war 
die Unternehmenskultur zu unterschied-
lich! Für Stefan Mappus war also Entschei-
dungsbedarf vorhanden, weil er auch aus 
übergeordneten Interessen verhindern 
wollte, dass ein ausländischer Aktionär die 
Mehrheit an einem zentralen Infrastruk-
turunternehmen des Landes übernehmen 
wollte und somit die Energiepolitik des 
Landes Baden-Württemberg von Paris aus 
(Sitz der EDF) bestimmt würde. Ein weite-
res Beispiel war 2002 die Übernahme der 
HEW (Hamburgische Electricitäts-Werke 
AG) durch Vattenfall. Der Markenname 
HEW wurde 2006 gelöscht; 2014 wurde 
dann das durch Vattenfall ausgegliederte 
Stromnetz wieder rekommunalisiert.

Ausgangslage für 
Uniper

Vor etwas mehr als drei Jahren, konkret 
am 1. Dezember 2014, kündigte Eon-Kon-
zernchef Johannes Teyssen eine neue Kon-
zernstrategie an. Demnach sollten die Ge-
schäftsfelder konventionelle Erzeugung, 
globaler Energiehandel und Exploration 
& Produktion in eine eigenständige neue 
und schließlich börsennotierte Gesell-
schaft überführt werden. Eon selbst wollte 
sich vollständig auf Erneuerbare Energien, 
Energienetze und Kundenlösungen für eine 
neue Energiewelt konzentrieren. Beide Un-
ternehmen sollten hervorragende Perspek-
tiven zusammen mit einer soliden Finanz-
ausstattung erhalten.

So kam es dann auch. Die Neuaufstellung 
wurde 2016 umgesetzt. Die „eigenständige 
und neue Gesellschaft“ erhielt den Namen 
Uniper und ist seit dem September 2016 

börsennotiert. In weniger als zwei Jahren 
etablierte sich Uniper mit einer soliden 
Finanzbasis zu einem Unternehmen, das 
wichtige Beiträge für die Versorgungssi-
cherheit mit Strom und Gas leistet. Bei 
der Aufsplittung verblieben 46,65% der 
Uniper-Aktien bei der Eon SE. Im Sep-
tember 2017 wurde dann bekannt, dass 

sich Eon, ohne Abstimmung mit Uniper, 
in fortgeschrittenen Gesprächen mit dem 
finnischen Regionalversorger Fortum für 
den Erwerb der von Eon gehaltenen Uni-
per-Anteile befand. Am 26. September 
2017 haben Eon und Fortum eine Trans-
aktionsvereinbarung hinsichtlich der von 
Eon an Uniper gehaltenden Beteiligung in 
Höhe von 46,65% unterzeichnet. Am 7. 
November 2017 schließlich hat Fortum 
dann sein offizielles Übernahmeangebot 
über Euro 22 je Uniper-Aktie vorgelegt. 
Sowohl der Aufsichtsrat als auch der 
Vorstand der Uniper SE haben einstim-
mig das Angebot, das nicht dem Wert des 
Unternehmens entspricht, abgelehnt und 
eine entsprechende Empfehlung an die 
Aktionäre abgegeben.

Passen Uniper und 
Fortum zusammen?

Rein nüchtern betrachtet passen das we-
sentlich kleinere Unternehmen Fortum 
und Uniper nicht zusammen. Uniper gehört 
mehrheitlich dem finnischen Staat, der sich 

der Allianz gegen die Kohleverstromung 
angeschlossen hat. Auch Fortum selbst 
betont seine Rolle als CO2-freier Strom- 
erzeuger. 96% der Stromerzeugung von 
Fortum in der EU seien CO2 frei. Insofern 
stellen viele Beobachter die Frage, weshalb 
Fortum jetzt ausgerechnet Ambitionen bei 
Uniper hat, das 2018 z.B. sein neues Stein-

kohlekraftwerk Datteln IV in Betrieb neh-
men will und den Bau neuer Kraftwerke 
nicht ausschließt. Würden die Finnen bei 
einer Uniper-Kontrolle Uniper zerschlagen 
und z.B. die moderne und effiziente Kohle-
verstromung verkaufen?

Beim Mix in der Stromproduktion nimmt 
bei Fortum die Kohle mit 4% eine unter-
geordnete Rolle ein. Es dominieren mit 
je 33% die Kernenergie und Gas vor der 
Wasserkraft mit 28%. Es ist daher gut 
möglich, dass Fortum lediglich am Gas-
geschäft und an den Uniper-Wasserkraft-
anlagen interessiert ist. Auch im Aus-
landsgeschäft kann Fortum Uniper nicht 
helfen. Das Gegenteil ist hier der Fall – 
Uniper ist wesentlich besser im Ausland 
aufgestellt.

Schließlich passen Uniper und Fortum 
von der Größenordnung nicht zusammen. 
Fortum ist mit einem Umsatz von 3,6 Mrd. 
Euro (2016) wesentlich kleiner als die Uni-
per SE, die allein in den ersten drei Quarta-
len 2017 einen Umsatz von 52,9 Milliarden 
Euro erzielte. Auch dieses Größenverhält-
nis nährt den Verdacht, dass Fortum nur an 
einer Filetierung bei Uniper interessiert ist.

Uniper-Chef Klaus Schäfer vermisst derzeit vom finnischen Versorger Fortum 
mehr belastbare und konkrete Aussagen zur Zukunft der Uniper SE. © Uniper
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VEBA/VIAG – E.ON – UNIPER

Gesellschaftspolitische 
Verantwortung

> Günter Spahn

Es war in jeder Hinsicht ein Pau-
kenschlag, als die Öffentlichkeit 
im Herbst des Jahres 1999 vom 
geplanten „VEBA-VIAG-Mer-

ger“, wie man damals sagte, erfuhr. Die 
heiratswilligen Unternehmen waren ja 
nicht irgendwer und insofern war das 
ehrgeizige Vorhaben auch ein Politikum 
ersten Ranges. Beide Konzerne waren 
solide aufgestellt und hatten führende 
Marktpositionen auch in der Strom-
wirtschaft. Würden die Unternehmen 
zueinander passen, gäbe es Reibungs-
verluste? Die Fragen waren durchaus 
berechtigt, brachten doch sowohl die 

VEBA als auch die VIAG traditionsrei-
che und hochangesehene „Versorger“ in 
der Produktion der elektrischen Energie 
mit in die Ehe: Zu integrieren waren im 
Kraftwerke-Bereich die PreussenElek- 
tra (VEBA) und das Bayernwerk (VIAG). 
Insbesondere in Bayern hatte das Bay-
ernwerk auch in der Politik einen hohen 
Stellenwert. Bayern und Preußen oder 
Preußen und Bayern: War da nicht von 
vornherein der „Zoff“ programmiert? 
Die Fragen waren keineswegs unbe-
gründet.

In der Tat zeigten sich Irritationen insbe-
sondere zwischen den selbstbewussten 
und stolzen Unternehmen Bayernwerk 

(München) und PreussenElektra (Hanno-
ver); vor allem im Topmanagement war 
zunächst plötzlich alles doppelt vorhan-
den. Dennoch entwickelte sich nach dem 
Startschuss am 14. Juli 2000 der fusio-
nierte Konzern unter dem Namen E.ON 
erstaunlich gut. Unter dem Dach der 
E.ON-Holding wurde die E.ON Energie 
AG mit Sitz in München etabliert. Es war 
ein Zugeständnis gegenüber dem Frei-
staat Bayern, damals nach der Fusion im-
mer noch ein bedeutender Großaktionär. 
Für die PreussenElektra-Getreuen war 
der neue Sitz München eine nur schwer 
zu schluckende Kröte. Ausgeglichen wur-
de der Bedeutungsverlust des Preussen- 
Elektra Sitzes in Hannover mit einem 

Das Walchenseekraftwerk hat nicht nur Bayerns Energiegeschichte geprägt. Heute ist es als Beispiel der Industriekul-
tur mit dem „Wasserschloss" und den mächtigen Druckrohren ein weithin erkennbares Markenzeichen. Immer noch ist 
das Walchenseekraftwerk eines der größten Hochdruckspeicherwerke in Deutschland. © Eon

„PreussenElektra-Manager“ als ersten 
Vorstandschef bei der E.ON Energie AG.

Nach zahlreichen Engagements und noch 
mehr Umstrukturierungen – verbunden 
damit waren auch Rückschläge insbeson-
dere mit Beteiligungen im Ausland – ver-
lor der Standort München (nachdem der 
Freistaat Bayern seine noch vorhandenen 
Anteile verkaufte) im E.ON-Konzern an 
Bedeutung. Der bislang letzte bedeuten-
de Strategiewechsel – siehe vorstehenden 
Bericht – fand dann am 1. Dezember 2014 
mit der Ankündigung der Aufspaltung des 
„alten“ E.ON-Konzerns in zwei klar aus-
gerichtete Unternehmen statt. Unter dem 
Namen E.ON ist heute die Gesellschaft in 
den Bereichen Erneuerbare Energien, Net-
ze und Kundenlösungen für eine neue Ener-
giewelt tätig. Die konventionelle Erzeugung 
von Strom, das Gasgeschäft sowie das 
Handels- und Dienstleistungsgeschäft sind 
heute in der Uniper SE zusammengefasst.

Profil Uniper

Die Uniper SE mit Konzernsitz in Düsseldorf 
ist mit ihren Geschäftsfeldern internatio-
nal aufgestellt und sichert in ihren Märkten 
Deutschland, United Kingdom, Schweden, 
Frankreich, Benelux, Russland und Ungarn 
mit 13.000 Beschäftigten wichtige Positio-
nen in der Strom- und Gasversorgung.

Zum Portfolio gehören in der Stromer-
zeugung insbesondere Wasser-, Kohle- 
und Gaskraftwerke sowie entsprechende 
Dienstleistungen für Bau, Management 
und Betrieb der Kraftwerke. Im Gasge-
schäft ist Uniper Partner mit Verträgen 
für die Gaslieferung sowie Betreiber und 
Investor für Speicher- und Transportlei-
tungen. Im Produktionsbereich Erdgas ist 
das Unternehmen in Russland beteiligt. Für 
Deutschland ist Uniper gleichzeitig einer 
der größten Gasimporteure.

In der Stromerzeugung (Erzeugungska-
pazität 40 Gigawatt – entspricht ca. 36 
Kraftwerken der Datteln IV-Klasse) in 
Deutschland ist Uniper insbesondere mit 
Steinkohlekraftwerken in Heyden, Wil-
helmshaven, Scholven, Großkrotzenburg in 
Hessen (Staudinger) und vermutlich noch 

in diesem Jahr in Datteln (siehe getrennten 
Bericht) tätig. In Sachsen-Anhalt ist Uni-
per zusätzlich beim Braunkohlekraftwerk 
Schkopau beteiligt.

Im Bereich der modernen Gaskraftwer-
ke – insbesondere beim Beispiel Uni-
per-Gaskraftwerk in Irsching – bereiten die 
energiepolitischen Rahmenbedingungen 
Sorgen. So leidet das erst 2011 in Betrieb 
genommene hochmoderne und umwelt-
freundliche Gaskraftwerk Irsching IV 
(„Weltmeister-Gaskraftwerk“ mit einem 
rekordverdächtigen Super-Wirkungsgrad) 
unter dem Einspeisevorrang für Erneuerba-
re Energien, d.h. selbst die Fixkosten wer-
den dadurch nicht mehr verdient. Ein Irr-
sinn der Energiewende. Derzeit unterliegt 
Irsching IV durch die Bundesnetzagentur 
der Netzreserve, d.h. das Kraftwerk muss 
in Bereitschaft gehalten werden.

Eine herausragende Rolle nimmt Uniper 
auch mit seinen Wasserkraftanlagen ein. 
Beispiele dafür sind die Anlagen Waldeck 
I und II am Edersee in Nordhessen sowie 
das traditionsreiche Walchenseekraftwerk 
in Kochel (Oberbayern). Insgesamt ist 

Uniper bei der Erzeugung der elektrischen 
Energie ein Garant für die gesicherte und 
unterbrechungsfreie Stromversorgung für 
die Wirtschaft und Bevölkerung und somit 
auch – ganz bewusst auch im Umfeld der 
derzeitigen Kritik gegenüber der Kohle – ein 
Begleiter der Energiewende, denn ohne die 
Absicherung durch konventionelle Kraft-
werke (Kohle und Gas) kann die Energie-
wende nicht gelingen.

Verantwortung

Unternehmen der Energiewirtschaft sind 
immer auch Wegbereiter für Standort-
qualitäten. Das Umfeld der Energie prägt 
die Gesellschaft und Umwelt. Dabei darf 
aber nicht vergessen werden, dass eine 
moderne und leistungsfähige Strom- und 
Gasversorgung ein mit ausschlaggebender 
Schlüsselfaktor für den wirtschaftlichen 
und technischen Fortschritt eines Landes 
wie Deutschland ist. Diesen Grundsätzen 
sieht sich die Uniper SE durch ihre Verant-
wortung für ihre Beschäftigten und die ge-
samte Gesellschaft verpflichtet.

Aktuelle Quartalszahlen 2017 (Euro)
Monate 1-9 2017, Uniper SE

Umsatz     52,939 Milliarden
Eigenkapital    13,131 Milliarden
Konzernüberschuss   782 Millionen
EBIT     960 Millionen
Operativer Cashflow   950 Millionen

Kompetente und motivierte Mitarbeiter tragen zum Uniper-Erfolg bei. © Uniper
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PILOTPROJEKT FÜR BRAUNKOHLEKRAFTWERKE

RWE-Innovationszentrum 
erreicht Durchbruch

Noch ist der Durchbruch für 
den großtechnischen Ein-
satz nicht ganz geschafft, 
aber das Ziel, z.B. CO2, das 

bei der Verstromung von Braunkohle 
entsteht, weitgehend zu neutralisieren, 
ist zum Greifen nahe! Es geht um ein 
Verfahren, bei dessen Anwendung CO2 
erst gar nicht die Atmosphäre belastet, 
weil es vorher durch eine sogenannte 
CO2-Wäsche abgetrennt wird und eine 
stoffliche Nutzung etwa als Rohstoff 
für die Herstellung von emissionsar-
men Treibstoffen oder für andere in-
dustrielle Produkte wie Kunststoffe 
ermöglicht.

Das könnte die ganzen derzeitigen Diskus-
sionen um die Verstromung z.B. der Braun-
kohle auf eine völlig neue Grundlage stel-
len und gleichzeitig dem konventionellen 
Automobilantrieb mit Verbrennungsmo-
toren völlig neue Perspektiven eröffnen. 
RWE wird diesbezüglich am Standort Nie-
deraußem (Bergheim, Nieder-Erft-Kreis) 
beim RWE-Innovationszentrum Kohle eine 
weitere Demonstrationsanlage errichten, 
um emissionsarmen Dieselersatztreibstoff 
zu erzeugen. In dem jetzt, kurz vor der 
Jahreswende 2017/2018, abgeschlosse-
nen Projekt, haben sich Forscher der drei 
renommierten Unternehmen, BASF, Linde 
und RWE für eine Kooperation zusammen-

getan, um der Innovation CO2-Wäsche zum 
Durchbruch zu verhelfen. Es ist offensicht-
lich gelungen!

Das Zauberwort heißt OASE blue-Tech-
nologie, ein Verfahren, das die BASF inter-
national vermarktet und jetzt nach dem 
Abschluss der Kooperation 30% weniger 
Energie und 75% weniger Waschmittel be-
nötigt, um Kohlendioxid abzutrennen. Mit 
dem Erfolg endet die dritte und letzte Pha-
se des bereits 2007 im Innovationszentrum 
Kohle in Niederaußem gestarteten Projek-
tes. Die Entwickler der drei genannten Un-
ternehmen haben den CO2-Abtrennprozess 
so optimiert, dass Kohlendioxid besonders 

effektiv aus Rauchgas ausgeschieden wird. 
Die Ansprüche an die Kooperation waren 
entsprechend hoch. Zunächst musste eine 
Pilotanlage am bestehenden Kraftwerks-
standort Niederaußem errichtet werden, 
deren Betrieb am 18. August 2009 erfolg-
te. Die eigentliche CO2-Pilotanlage wurde 
vom Technologie- und Engineeringunter-
nehmen Linde am RWE Braunkohleblock 
BoA 1 (Braunkohlekraftwerke mit opti-
mierter Anlagentechnik) realisiert.

Das RWE-Innovationszentrum Kohle habe 
sich, so RWE, mit seiner Forschungsinfra-
struktur im Projektverlauf als Testplatt-
form für Spitzenforschung bewährt. Da die 
CO2-Pilotwäsche direkt an den Braunkoh-
lenkraftwerksblock angeschlossen wurde, 
konnte die Verfahrenstechnik im Dauer-
betrieb unter allen Bedingungen im Dauer-
betrieb erprobt werden. Mit einer Testzeit 
von mehr als 55.000 Stunden wurde welt-
weit kein anderes CO2-Abtrennverfahren 

der neuesten Generation derart intensiv 
und praxisnah erprobt. Die CO2-Wäsche 
kann im Innovationszentrum im Zusam-
menspiel mit weiteren Komponenten des 
Kraftwerks, wie z.B. Rauchgasentschwefe-
lungsanlagen, betrieben werden. Dadurch 
lässt sich die OASE blue-Technologie unter 
realen Bedingungen erproben.

Prof. Dr. Reinhold Elsen, Leiter des Bereichs 
Forschung und Entwicklung bei RWE Po-
wer, zeigte sich jetzt nach Abschluss der 
Projektphase zufrieden: „Laut Studien der 
Internationalen Energieagentur (IEA) sind 
die globalen Klimaschutzziele technisch 
und wirtschaftlich nur durch den Einsatz 
der CO2-Abtrennung zu erreichen. Die er-
folgreiche Zusammenarbeit von RWE Po-
wer mit dem Prozessentwickler BASF und 
dem Gase- und Engineeringunternehmen 
Linde hat hierfür einen wichtigen Baustein 
geliefert.“ Jetzt kommt es darauf an, die 
OASE blue-Technologie großtechnisch in 

Kohlekraftwerken zum Einsatz zu bringen. 
Doch dafür braucht die Energiewirtschaft 
politische Rahmenbedingungen zur Zu-
kunft und Bewertung der Kohle. Nicht die 
Stigmatisierung der Kohle ist zielflührend, 
sondern die Herausforderung muss ange-
nommen werden, den Betrieb von Kohle-
kraftwerken noch umweltfreundlicher zu 
optimieren. Die OASE blue-Technologie ist 
dafür ein wichtiger Beitrag.

Wie funktioniert die 
CO2-Abtrennung?

Bei der sogenannten CO2-Wäsche wird 
Kohlendioxid in konventionellen Kraftwer-
ken nach der Entschwefelung des Rauchga-
ses mit einer Waschflüssigkeit abgetrennt. 
Dieses Verfahren eignet sich zur Nachrüs-
tung von bestehenden Kraftwerken. Es ist 
deshalb von besonderer Bedeutung für eine 
klimaschonende Energieversorgung bzw. 
Stromerzeugung durch Kohlekraftwerke. 
Das Kernstück einer Anlage zur CO2-Wä-
sche ist ein Absorber. Darin wird das zuvor 
entschwefelte heiße Rauchgas im Gegen-
stromverfahren an einer Waschflüssigkeit 
vorbeigeführt. Diese wässrige Flüssigkeit 
von Aminen, einer Gruppe von organischen 
Substanzen, nimmt das CO2 aus dem Ab-
gas auf. Das CO2-arme Rauchgas wird vor 
Verlassen des Absorbers mit Wasser bereg-
net, um eventuelle Reste des Waschmittels 
zu entfernen. Das herausgewaschene CO2 

wird nach der Wäsche in einem Desorber 
erhitzt und aus der Flüssigkeit gelöst.

Die CO2-Pilotwäsche wurde beim BoA-Braunkohlenkraftwerksblock Niederaußem – Bild – angeschlossen, um die inno-
vative Verfahrenstechnik praxisgerecht im Dauerbetrieb erproben zu können.

Mit dem Wort Revolution sollte man vorsichtig umgehen, doch wenn 
die Entwicklungsingenieure von BASF, Linde und RWE nach neun 
Jahren jetzt einen technischen Durchbruch bei der Vermeidung von 
CO2 in die Atmosphäre durch Kohlekraftwerke erzielt haben, muss 
die Akzeptanz der Stromerzeugung mit konventionellen Anlagen 
neu formuliert werden. Es wäre tatsächlich eine technische Revo-
lution, die den fundamentalistischen Gegnern der Kohle viele Ar-
gumente wie „Umweltverpester“ entziehen würde. Viele Fachleute 
haben immer die Meinung vertreten, dass die CO2-Emissionen durch 
thermische Kraftwerke nicht ideologisch und politisch mit dem Aus-
stieg aus der Kohle reduziert werden sollten. Die bessere Alternative 
ist die Annahme der Herausforderung durch die Technik mit Maß-
nahmen, Lösungen und Innovationen, damit CO2 erst gar nicht die 
Atmosphäre belastet.

Wenn dies gelingt – und offenbar stehen wir vor dem technischen 
(wenn auch noch nicht vor dem wirtschaftlichen) Durchbruch – ist die 
Braunkohle in vielerlei Hinsicht unschlagbar, denn sie ist Deutschlands 
einziger nennenswerter Rohstoff. Dies wird zuweilen vergessen! Elekt-
rische Energie wird immer mehr zu einem entscheidenden Kostenfaktor 
für die Wirtschaft und für die Verbraucher zu einer Belastung durch die 
Stromrechnung. Deutschland und deren Bürger werden sich auf Dauer 
nicht den Luxus erlauben können, eine Energiewende zu finanzieren, 
die aus dem Ruder läuft. Energiewende ja – aber mit einem Mix, bei 
dem auf Schattenkraftwerke – wenn die Sonne nicht scheint und der 
Wind nicht weht – verzichtet werden kann. Kohlekraftwerke, und ganz 
konkret auf der Basis Braunkohle , sind vertretbar und notwendig. Des-
halb sind die aktuellen Ergebnisse des RWE-Pilotprojektes zum Thema 
CO2 – Vermeidung so wichtig.
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BRANDENBURGS UNTERNEHMEN blicken optimistisch in die Zukunft:
Impulsgeber MetropolregionBerlin-Brandenburg

> Günter Spahn

B randenburg hat nach derWiedervereinigung (3. Ok-tober 1990)  Deutschlandseinen enormen Struktur-
wandel zum modernen Wirtschafts-
standort bewältigt und setzt weiterhin
auf eine gute Zukunft. Wenn auch der
neue Flughafen Berlin Brandenburg
für Schlagzeilen durch die noch nicht
erfolgte Inbetriebnahme sorgte, wird
gerade dieses Jahrhundertprojekt
letztendlich für eine weitere Schub-
wirkung, hin zu einer dynamischen
Wirtschaftsregion, sorgen. Er wird als
eine Referenz der Infrastruktur durch
seine Strahlkraft und zentrale Lage,
mitten in Brandenburg, weitere erheb-
liche Investitionen nicht nur in der
Hauptstadtregion (Bundeshauptstadt
Berlin und Landeshauptstadt Potsdam)
anziehen. Dabei kann die Finanzwirt-
schaft (Banken und Sparkassen) eine
zentrale Funktion bei der Finanzierung
der Investitionen einnehmen.

Motor HauptstadtregionBerlin-Brandenburg
Brandenburg hat bei einer Fläche von
29.486 Quadratkilometer und einer An-
zahl von knapp 2,5 Millionen Einwoh-
nern noch viel Platz. Im vergangenen
Jahr erwirtschaftete das Land ein Brut-
toinlandsprodukt in Höhe von 57,8 Mil-
liarden Euro und stand mit 23.179 Euro
je Einwohner vor Sachsen-Anhalt, Thü-
ringen und Mecklenburg-Vorpommern.
Die Wirtschaft ist, wie eine aktuelle Be-
fragung bei den Mitgliedern der IHK in
West- und Ostbrandenburg ergab, opti-
mistisch. Sie nimmt in Westbrandenburg

– so die Unternehmer – Fahrt auf und be-
findet sich im Aufwärtstrend. Aber auch
in Ostbrandenburg befindet sich vor al-
lem die Industrie auf Wachstumskurs.
88% der befragten Unternehmer be-
zeichnen die Lage als gut oder zumin-
dest als zufriedenstellend.Mit seiner hervorragenden Lage, einer

gut ausgebauten Infrastruktur und einem
großen Potenzial qualifizierter Mitarbei-

pieren Investoren durch das besondere
Gewicht der politischen Entscheidungs-
zentralen einschließlich der Wirtschafts-
verbände. Die Wirtschaftsstruktur von
Berlin und Potsdam hat einen interes-
santen Mix traditionsreicher Industrie-
betriebe mit einem starken Mittelstand
sowie neuen Hightech-Unternehmen. So
gehören die beiden Landkreise Dahme-
Spreewald und Teltow-Fläming zu den
boomenden Wirtschaftsregionen in
Brandenburg.

Hervorragende Leuchttürmein der Industrie
Der Landkreis Teltow-Fläming zählt zu
den wichtigen Standorten der deutschen
Luft- und Raumfahrtindustrie. Dafür ste-
hen so große Namen wie der weltweit
führende Triebwerkebauer Rolls-Royce
mit seinem großen Werk in Dahlewitz
oder MTU Maintenance in Ludwigsfel-
de. Ebenfalls dort befindet sich das Mon-
tage- und Karosseriewerk Mercedes-
Benz Ludwigsfelde. In der Lausitz inves-
tierte die BASF in einen der modernsten
Standorte des Konzerns, die BASF
Schwarzheide GmbH. In Schwedt in der
Uckermark ist als weiteres Leuchtturm-
projekt die moderne PCK Raffinerie zu
nennen. 
Quer durch das Land hat Brandenburg
im Rahmen der Standortentwicklung 15
regionale Wachstumskerne mit jeweili-
gen Schwerpunkten gebildet. Sie sind
Beispiele für eine moderne, integrierte
Struktur- und Standortpolitik. Dabei ist
der RWK-Statuts kein Selbstzweck. Mit
ihm ist eine besondere Verantwortung
für die weitere Entwicklung des Landes
verbunden. Die Wachstumskerne befin-
den sich in Brandenburg (Stadt), Cott-

bus, Eberswalde, Finsterwalde, Frank-
furt/Oder, Fürstenwalde, Luckenwalde,
Ludwigsfelde, Neuruppin, Oranien-
burg/Hennigsdorf/Velten, Potsdam,
Schwedt an der Oder, Spremberg, Wil-
dau/Königs Wusterhausen/Schönefeld
und Prignitz.

Neues Siemens-Forschungs-zentrum in Ludwigsfelde
Wenn auch – wie schon erwähnt – die In-
betriebnahme des Flughafens Berlin
Brandenburg wiederholt verschoben
wurde, so sind bereits heute die positi-
ven Entwicklungen in der unmittelbaren
Umgebung nicht zu übersehen. Aktuell
hat Siemens den Grundstein für ein wei-
teres Forschungszentrum (in das 66 Mil-
lionen Euro investiert werden) für die
Entwicklung von Gasturbinen in Lud-
wigsfelde gelegt. Dies ist ein weiterer Be-
leg dafür, dass sich der Flughafen zum
bedeutenden und wichtigen Standort-
faktor für die ganze Region entwickelt. 

Positive Signale auf derEXPO REAL 2013
Dies wurde auch auf der EXPO REAL
2013 in München deutlich. Dabei stan-
den neben der positiven Entwicklung
der 15 Wachstumskerne auch die Haupt-
stadtregion im Interesse. „Die deutsche
Hauptstadtregion ist ein attraktiver Wirt-
schaftsstandort mit einer starken indus-
triellen Prägung. Bei den Erneuerbaren
Energien stehen Brandenburg und Ber-
lin an der Spitze in Deutschland, bei der
Logistik sind wir unter den Top drei und
in der Luft- und Raumfahrt sind wir bun-
desweit ebenfalls ganz vorne mit dabei.
Von dieser positiven Entwicklung profi-
tieren alle Regionen im Land Branden-
burg“, sagte Ralf Christoffers, Minister
für Wirtschaft und Europaangelegenhei-
ten des Landes Brandenburg.Eine herausragende Bedeutung hat in

Brandenburg auch die Medienwirt-
schaft, insbesondere durch das traditi-
onsreiche Film- und Medienzentrum Ba-
belsberg, die Wiege des deutschen Films.
Dort befindet sich unter anderem auch
das Fernsehsendezentrum der öffentlich-
rechtlichen Sendeanstalt RBB.
Wissensumfeld der Extraklasse

Brandenburg hat alle Chancen. Dazu
trägt auch das hervorragende For-
schungs- und Wissensumfeld mit den
Universitäten Potsdam, Frankfurt/Oder
und Cottbus bei. Hinzu kommen vier
Fachhochschulen sowie zahlreiche For-
schungsinstitute. Allein in der Haupt-
stadt Potsdam haben mehr als 40 wis-
senschaftliche Einrichtungen ihren Sitz
(u.a. Max-Planck- und Fraunhofer-Insti-
tute, das Hasso-Plattner-Institut für Soft-
waresystemtechnik, Einrichtungen der
Leibniz-Gemeinschaft und das Helm-
holtz-Zentrum Potsdam mit dem Deut-
schen GeoForschungsZentrum GFZ).

Industrieller Leuchtturm seit 1993: Rolls-Royce ist seit 20 Jahre erfolgreich am Standort Brandenburg.
© Rolls Royce

ter(innen) kann Brandenburg im Stand-
ortwettbewerb punkten. Vor allem im
Umfeld der beiden Hauptstädte partizi-

Brandenburgs neuer Ministerpräsi-
dent Dr. Dietmar Woidke sieht sein
Land für die Herausforderungen der
Zukunft bestens gerüstet.      © Staatskanzlei

Seit dem 17. September 2012 istdie Helaba nun auch im Bundes-land Brandenburg Sparkassen-zentralbank. Dabei sieht sich dieBank für die elf brandenbur-gischen Sparkassen in der Rolleeines klassischen Partners.Inzwischen betreut die Helabavon 420 deutschen Sparkassenüber 160 entsprechende Instituteder S-Finanzgruppe in Hessen,Thüringen, Nordrhein-Westfalenund Brandenburg und ist somit indiesem Segment Marktführer inDeutschland. Gleichzeitig hat dieHelaba die breiteste Veranke-rung aller Landesbanken in derdeutschen Sparkassenfamilie.Die enge und bewährte Zusam-menarbeit schließt dabei Kon-kurrenz zu den Sparkassen aus.Für die Entwicklung der Wirt-schaft im Land Brandenburg, ins-besondere auch für die regionaleWirtschaft, haben die Sparkassendurch ihre Kundennähe und loka-le Marktkenntnis eine herausra-gende Bedeutung. Sie sind vor al-lem der zuverlässige und starkeFinanzpartner des Handwerkes,der Selbstständigen wie Steuer-berater und Rechtsanwälte sowieder mittelständischen Unterneh-men einschließlich der Kommu-nen und Privatkunden.Um diese für das Land Branden-burg strukturell wichtige Rolleauch weiterhin kraftvoll spielenzu können, steht die Helaba alsfester Bestandteil der S-Finanz-gruppe mit ihren hervorragendenRessourcen und Kompetenzen ander Seite eben der Sparkassen.Davon partizipiert das Land, dieKommunen sowie die Wirtschaftallgemein.
Sk
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Flughafen-Chef Dr. Michael Kerkloh zur 3. Startbahn (Seite 3)
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Was hat Vorrang? Individuelle persönliche
Interessen mit Egoismen oder aber die All-
gemeinheit? In der deutschen Gesell-
schaft können kritische Bürger, die ja aus-
drücklich durchaus gewollt sind, aber nur
dann seriöse Gesprächspartner sein, wenn
sie zu einer fairen Güterabwägung von
Vor- und Nachteilen für die Gesamtheit
bereit sind und demokratisch zustande
gekommene Entscheidungen anerkennen.
Um was geht es? 
Allgemein geht es um die Infragestellung
der Zukunfts- und Wettbewerbsfähigkeit
unseres Landes, wenn etwa Vorhaben der
Infrastruktur wie Mobilität und Energie-
versorgung in der deutschen Gesellschaft
nur noch schwer die notwendige Akzep-
tanz erhalten. Was ist also das höhere
Gut? Die Menschen wollen – völlig unab-
hängig  von der erwähnten Zukunfts- und
Wettbewerbsfähigkeit Deutschlands – ei-
nen gesicherten Lebensstandard, sie wol-
len daher unbedrohte und gut bezahlte Ar-
beitsplätze. Die Deutschen wollen aber
auch Lebensqualität und Freiheiten durch
die Mobilität in ihrem persönlichen Um-
feld, etwa beim Urlaub nach dem Motto
„gegen den Flugverkehr kann man etwas
haben, aber bitteschön nicht, wenn es um
meinen Karibik-Urlaub geht“. Das Sankt-
Florians-Prinzip lässt grüßen!
Zu einem Symbol für die zunehmende Ver-
weigerungshaltung wurde Stuttgart 21.
Aber auch Autobahnen, Schnellbahn-Tras-
sen der Bahn, Brücken, Kraftwerke (und
seien es regenerative Anlagen), Wasser-
straßen, Windräder und vor allem natür-
lich auch Flughäfen und Start- und Lande-
bahnen werden leidenschaftlich be-
kämpft, sobald eigene persönliche Inte-
ressen tangiert werden. Oft kann auch der
Widerspruch nicht aufgelöst werden. Die
Eisenbahn, so wird gefordert, soll den zu-
nehmenden Güterverkehr von der Straße
nehmen – aber wenn dann neue Eisen-
bahntrassen persönliche Interessen be-
rühren, finden dies die betroffenen Haus-
besitzer dann gar nicht mehr so lustig. Wie
aber soll bei diesen Differenzen eine gute
Infrastruktur organisiert werden? 
Wenn heute alle guten Argumente für ei-
nen Ausbau der Infrastruktur nichts nüt-
zen, wird gerne der „Kult des hemmungs-
losen Wachstums“ postuliert. Wachstum,
so die Meinung vieler Kritiker, bräuchte
man nicht mehr. Wachstum sei die Anbe-
tung der Finanz- und Kapitalmärkte. Prof.
Dr. Alexander Eisenkopf, Inhaber des Lehr-
stuhls für Allgemeine Betriebswirtschafts-
lehre & Mobility Management an der Zep-
pelin Universität Friedrichshafen, hat dar-
auf eine drastische Antwort. Natürlich
könne man Wachstum ablehnen, aber er
habe noch nie gehört, dass es künftig kei-
ne Lohnerhöhungen mehr geben solle und
die Menschen auf Urlaub, Mobiltelefone
oder auf einen neuen Flachbildschirm ver-
zichten wollten.
Eine gute Infrastruktur – und dazu gehört
auch ganz besonders die Luftfahrt mit Per-
sonenverkehr und Luftfracht – ist die Ba-
sis für eine funktionierende Wirtschaft, die
wiederum Arbeitsplätze schaffen und si-
chern soll. Aber wie soll dies funktionie-
ren, wenn Deutschland im Wettbewerb
mit neuen Volkswirtschaften wie China
immer mehr Produktion verlieren wird,
weil in China die notwendigen Einrichtun-
gen einfach viel schneller realisiert wer-
den können? Sp

Vom höheren Gut
EIN GUT FUNKTIONIERENDER LUFTVERKEHR stärkt die deutsche Wirtschaft:

Luftverkehr als wichtiger Wirtschafts-
und Beschäftigungsfaktor

Der Luftverkehr spielt mit seinen Frachtmaschinen (Bild) für eine Just-in-time-Produktion in deutschen Automobilfabriken eine wichtige Rolle. © FMG

> Günter Spahn

Man erinnert sich ungern
an die von Island ausge-
hende Aschewolke im
April 2010, die nicht nur

den Flugverkehr weitgehend lahmlegte,
sondern „Wirtschaftsabläufe in erhebli-
chem Ausmaß“ – so der damalige Bun-
deswirtschaftsminister Rainer Brüderle
– beeinträchtigte. Wenn, so Brüderle wei-
ter, „in der globalisierten Wirtschaft
Wertschöpfungsketten über einen länge-
ren Zeitraum unterbrochen werden,
kommen wir in eine ernste Lage, denn
viele unserer Industriezweige hängen
vom Transport mit Flugzeugen ab“! Die-
se Aussage war keine Übertreibung, wie
die Abläufe bei der BMW AG in ihrem
riesigen Werk im niederbayerischen Din-
golfing zeigten.

Stillstehende Produktionsbänder
durch Aschewolke

Am 20. April 2010 wurden dort die Pro-
duktionsbänder infolge von Engpässen
bei der Belieferung mit Elektronik ange-
halten. Diese Bauteile kommen per Luft-
fracht an. Übrigens zeigt dieses Beispiel
exemplarisch, wie wichtig Flughäfen
auch und gerade für die großen Firmen
sind. Das BMW-Werk Dingolfing, direkt
an der Autobahn, liegt gerade einmal 30
Autominuten vom Münchner Airport
entfernt. 
Die Mobilität auch per Flugzeug ist in-
ternational längst selbstverständlich ge-
worden. Und keineswegs lässt sich der
Flugverkehr „nur“ auf den Tourismus –
übrigens auch eine Säule der Wirtschaft
– eingrenzen. In einer globalisierten

Welt, in der Menschen und Unterneh-
men sich immer stärker vernetzen, ent-
scheidet der Zugang zum Luftverkehrs-
netz über die Standortqualität ganzer
Volkswirtschaften.

Luftverkehr braucht
Infrastruktur

Deshalb braucht der Luftverkehr auch
hierzulande eine zukunftsfähige Infra-
struktur. Die deutsche Exportindustrie
ist weltweit aktiv. Auf der anderen Seite
erfolgen auch in Deutschland die meis-
ten großen Investitionen im nahen und
mittleren Umfeld von Airports. Bereits
heute hängen in Deutschland ca.
850.000 Arbeitsplätze direkt und indi-
rekt vom Luftverkehr ab. Allein 30.000
Menschen beschäftigt der 1992 eröffne-
te Münchner Flughafen – bereits 18.000
mehr als in seinem Eröffnungsjahr. Und
auch im Umfeld des Münchner Flugha-
fens hat der Jobmotor Airport erhebliche
Beschäftigungsimpulse entfaltet. Das
lässt sich beispielhaft an dem rasanten
Aufstieg der Logistikunternehmen auf-
zeigen, die sich in den unmittelbar an
den Airport angrenzenden Gemeinden
Hallbergmoos und Schwaig niedergelas-
sen haben. Hier entstanden zahlreiche
neue, moderne und zukunftsfähige Ar-
beitsplätze.
Von der Luftfahrt profitieren die Be-
schäftigten und die Unternehmen glei-
cherweise. Alle wichtigen deutschen Fi-
nanz- und Wirtschaftszentren (Frankfurt,
München, Düsseldorf, Hamburg, Köln,
Hannover und Stuttgart) verdanken ihre
Attraktivität nicht zuletzt den nahe ge-
legenen Flughäfen. Insbesondere inter-
nationale tätige Unternehmen sehen in

einer optimalen Luftverkehrsanbindung
durch leistungsstarke Flughäfen einen
der wichtigsten Standortfaktoren. Dies
wurde durch viele volks- und regional-
wirtschaftliche Analysen bestätigt. Auf-
grund ihrer enormen Beschäftigungswir-
kungen sind die Flughäfen darüber hi-
naus aber auch verlässliche Aktivposten
für die regionalen Arbeitsmärkte. Dass
etwa der Arbeitsagenturbezirk Frei-
sing/Erding über viele Jahre mit der bun-
desweit niedrigsten Arbeitslosenquote
aufwarten konnte, geht in erster Linie
auf den hier angesiedelten Münchner
Flughafen zurück. 
Auch eine aktuelle Untersuchung des un-
abhängigen und renommierten Institutes
„Oxford Economics“, das zu den führen-
den wissenschaftlichen und weltweit tä-
tigen Unternehmen für Prognosen, Ana-
lysen und Consulting gehört, unter-
streicht die Bedeutung des Luftverkehrs.

Drehkreuze haben eine
zentrale Funktion

Wie in der Studie herausgestellt wird,
kommt dabei insbesondere den großen
Drehkreuzen entscheidende Bedeutung
zu. Auf diesen großen Flughäfen werden
Zubringerflüge von kleineren Airports
gebündelt und die Passagiere dann mit ei-
nem größeren Flugzeug weiterbefördert.
Drehkreuze haben deshalb auch ökono-
misch eine Multiplikatorfunktion. Die
Luftfahrt habe selbst im Krisenjahr mit
allgemeinen Konjunktureinbrüchen (ne-
ben der Finanzwirtschaft auch in der pro-
duzierenden Realwirtschaft) 816.000 Ar-
beitsplätze allein in Deutschland gesi-
chert. Wichtig sei aber auch die wirt-
schaftliche Bedeutung der mit dem

Flugzeug in Deutschland ankommenden
ausländischen Touristen, die mit ihren
Ausgaben in den verschiedensten Berei-
chen noch einmal zusätzlich 330.000 Ar-
beitsplätze sichern – Tendenz steigend!
Insgesamt, so die Experten von Oxford
Economics, tragen der Luftverkehrssek-
tor und seine Beschäftigten zu einer Ge-
nerierung von 20,2 Milliarden Euro pro
Jahr an Steuern und Sozialabgaben bei –
ebenfalls mit einer weiter ansteigenden
Tendenz.
Der Wirtschaftsfaktor Luftverkehr ist in
Deutschland mit seinen Flughäfen und
seiner großen internationalen Luftver-
kehrsgesellschaft Lufthansa für riesige
Investitionen verantwortlich. Am Bau
neuer Terminals partizipieren die Bau-
wirtschaft, die Material- (Stahl) und
Baustoffhersteller, die Produzenten von
z.B. Aufzügen, Fahrtreppen, Laufbänder
und Andockeinrichtungen (wie Thyssen-
Krupp) und unzählige Firmen aus den
Bereichen Energieversorgung, Klimati-
sierung und Haustechnik.

Lufthansa als bedeutender
Großinvestor

Die Lufthansa induziert andererseits
durch die Bestellung neuer Flugzeuge
Wertschöpfung auch in der deutschen
Luft- und Raumfahrtindustrie, wie das
Beispiel EADS mit seinen großen Wer-
ken (z.B. in Hamburg mit der Airbus-Fer-
tigung) zeigt. So ist der deutsche Trieb-
werkshersteller MTU Engines an den
Programmen der drei führenden Kon-
zerne für Großtriebwerke (Rolls-Royce,
GE und Pratt & Whitney) beteiligt. Der
Luftverkehr ist eine wichtige Säule der
deutschen Volkswirtschaft.
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